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A. Problem 

In Ergänzung der Richtlinie des Rates zur Bekämpfung der 
Luftverunreinigung durch Industrieanlagen, in der grundsätz-
liche Anforderungen an die Errichtung und den Betrieb von 
Industrieanlagen vorgeschrieben werden, sollen innerhalb der 
Europäischen Gemeinschaft Emissionsbegrenzungen bei 
Großfeuerungsanlagen festgelegt werden. 

B. Lösung 

Der Richtlinienentwurf sieht Emissionsgrenzwerte für Schwe-
feldioxid, Stickstoffoxide und Staub vor und soll für alle mit 
fossilen Brennstoffen befeuerten Anlagen ab einer Feue-
rungswärmeleistung von 50 Megawatt gelten. Für Schadstoff-
emissionen aus bestehenden Großfeuerungsanlagen (Altanla-
gen) wird eine Verminderung der entsprechenden nationalen 
Gesamtemissionsfrachten bis 1995 vorgeschlagen. 

In der Beschlußempfehlung des Innenausschusses wird einer-
seits die mit dem Richtlinienentwurf verfolgte Zielsetzung 
einer Reduzierung der Schadstoffemissionen aus Großfeue-
rungsanlagen begrüßt, andererseits aber auch dargelegt, daß 
die vorgesehenen Maßnahmen weder vom Umfang noch von 
den zeitlichen Vorgaben her ausreichen, um den durch Luft-
verunreinigungen verursachten Schäden nachhaltig entge-
genzuwirken. Die Bundesregierung wird ferner ersucht, sich 
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im Rahmen der Verhandlungen für eine Reihe von Verbesse-
rungen des Richtlinienvorschlags einzusetzen. 

Einstimmigkeit im Ausschuß 

C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. In Übereinstimmung mit der Bundesregierung und dem Bundesrat begrüßt 
der Deutsche Bundestag die mit dem Richtlinienvorschlag (Anlage) verfolgte 
Zielsetzung einer Reduzierung der Schadstoffemissionen aus Großfeuerungs-
anlagen und die damit verbundene schrittweise Harmonisierung der unter-
schiedlichen nationalen Regelungen innerhalb der Europäischen Gemein-
schaft über die Anforderungen an diese Anlagen. Der Deutsche Bundestag ist 
allerdings mit dem Bundesrat der Auffassung, daß die im Richtlinienentwurf 
vorgesehenen Maßnahmen — auch zusammen mit Maßnahmen in anderen 
Schadstoffemissionsbereichen — weder vom Umfang noch von den zeitlichen 
Vorgaben her ausreichen, um die weitere Versauerung von Gewässern, die 
Belastung der Böden, das fortschreitende Waldsterben sowie die Zerstörung 
von Bauten und Denkmälern wirksam einzudämmen und um Gesundheits-
beeinträchtigungen durch Luftverschmutzungen nachhaltig entgegenzuwir-
ken. 

2. Der Deutsche Bundestag ersucht daher die Bundesregierung, sich im Rah-
men der Verhandlungen auf EG-Ebene mit Nachdruck dafür einzusetzen, daß 
die in der Bundesrepublik Deutschland geltenden Regelungen zur Reduzie-
rung von Schadstoffemissionen an der Quelle auch auf EG-Ebene so weitge-
hend und so schnell wie irgend möglich mit dem Ziel vorgegeben werden, die 
grenzüberschreitende Luftbelastung mit Schadstoffen schnell und drastisch 
zu verringern und damit die vielfältigen akuten Umweltschädigungen, soweit 
sie auf Luftverunreinigungen zurückzuführen sind, eingedämmt werden. So-
weit der Richtlinienvorschlag strengere als die derzeit in der Bundesrepublik 
Deutschland geltenden Grenzwerte vorsieht, wird die Bundesregierung gebe-
ten, sich im Rahmen der Verhandlungen für deren Beibehaltung in der Richt-
linie einzusetzen. 

3. Da eine effektive Regelung für Altanlagen von besonderer Bedeutung ist, 
wird die Bundesregierung namentlich ersucht, im Rahmen der Verhandlun-
gen auf EG-Ebene darauf zu drängen, daß bei Altanlagen durch entspre-
chende Vorgaben zur Emissionsbegrenzung die vorhandenen Möglichkeiten 
zur Reduzierung der Schadstoffemissionen kurzfristig vorgegeben werden 
und dabei Maßstab der Emissionsminderung der Stand der Technik ist. 

4. Darüber hinaus wird die Bundesregierung gebeten, sich dafür einzusetzen, 
daß emissionsmindernde Maßnahmen zur Reduzierung des Schwefeldioxid

-

Ausstoßes bei Neuanlagen nicht nur für Feuerungsanlagen ab 300 Megawatt 
Wärmeleistung verlangt werden und daß die Schwefeldioxid-Emissionsgrenz-
werte mit einem Schwefel-Emissionsgrad gekoppelt sind. 

5. Der Deutsche Bundestag sieht es ferner als erforderlich an, daß die Bundes-
regierung sich im Rahmen der Verhandlungen für eine erhebliche Reduzie-
rung aller im Richtlinienvorschlag vorgesehenen Fristen für die zu ergreifen-
den Maßnahmen sowie für eine schnelle und überprüfbare Umsetzung des 
Inhalts des Richtlinienentwurfs einsetzt. 

6. Im übrigen unterstützt der Deutsche Bundestag die Forderungen des Bun-
desrates zur Ausgestaltung der einzelnen Vorschriften und des Anhangs des 
Richtlinienentwurfs. 

Bonn, den 24. Oktober 1985 

Der Innenausschuß 

Dr. Wernitz 

Vorsitzender 

Schäfer (Offenburg) 

Berichterstatter 

Dr. Laufs 
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Anlage 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates betreffend die Begrenzung der Schadstoffemissionen 
von Großfeuerungsanlagen in die Luft 

DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf die Artikel 100 und 235, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parla-
ments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial-
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

In den Aktionsprogrammen der Europäischen Ge-
meinschaften auf dem Gebiet des Umweltschutzes 
von 1973 1), 1977 2) und 1983 3) wird die Bedeutung 
der Verhütung und der Verringerung der Luftver-
unreinigung herausgestellt. 

In dem Aktionsprogramm von 1983 ist vorgesehen, 
daß die Kommission in ihren Bemühungen um die 
Aufstellung von Qualitätsnormen für die Luft fort-
fährt, aber auch daß eine Politik entwickelt wird, 
durch die versucht wird, in einer ersten Phase zu 
einer Stabilisierung und anschließend zu einem 
schrittweisen Abbau der Schadstoffemissionen ins-
gesamt zu kommen, was dadurch geschehen soll, 
daß man gegebenenfalls bei bestimmten Arten von 
Emissionsquellen Emissionsnormen einführt. 

In Anwendung dieser Programme sind vom Rat be-
reits mehrere Richtlinien verabschiedet worden. 

Die Gemeinschaft ist durch den Beschluß 81/462/ 
EWG des Rates 4) Vertragspartei des Übereinkom-
mens über weiträumige grenzüberschreitende Luft-
verunreinigung geworden, worin insbesondere die 
Entwicklung von Strategien und Politiken zur Be-
grenzung und, soweit möglich, zur schrittweisen 
Verringerung und Verhütung der Luftverunreini-
gung einschließlich der grenzüberschreitenden 
Luftverunreinigung vorgesehen sind. 

Zur Verwirklichung dieses Ziels wurde bereits am 
15. April 1983 dem Rat ein Richtlinienvorschlag 5) 
betreffend die Bekämpfung der Luftverunreinigung 
durch Industrieanlagen vorgelegt, worin die Einfüh-
rung bestimmter Grundsätze vorgesehen ist, die auf 

1) ABl.  Nr. C 112 vom 20. Dezember 1973, S. 1 
2) ABl. Nr. C 139 vom 13. Juni 1977, S. 1 
3) ABl. Nr. C 46 vom 17. Februar 1983, S. 1 
4) ABl. Nr. L 171 vom 27. Juni 1981, S. 11 
5) ABl. Nr. C 139 vom 27. Mai 1983, S. 5  

Maßnahmen und Verfahren zur Verhütung und 
Verringerung der Luftverunreinigung durch Indu-
strieanlagen in der Gemeinschaft abzielen. 

Es ist dringend geboten, für Großfeuerungsanlagen 
Auflagen zur Begrenzung der Schadstoffemissio-
nen in die Luft festzulegen. 

Die im Zusammenhang mit den Auflagen an Groß

-

feuerungsanlagen geltenden Rechts- und Verwal-
tungsvorschriften weisen Unterschiedlichkeiten 
auf, die zu ungleichen Wettbewerbsbedingungen 
führen und sich somit unmittelbar auf das Funktio-
nieren des Gemeinsamen Marktes auswirken kön-
nen; daher sind die einschlägigen Rechtsvorschrif-
ten nach Artikel 100 des Vertrags anzugleichen. 

Eine der Hauptaufgaben der Gemeinschaft ist es, 
eine harmonische Entwicklung des Wirtschaftsle-
bens innerhalb der Gemeinschaft und eine bestän-
dige und ausgewogene Wirtschaftsausweitung zu 
fördern; diese Aufträge sind ohne Bekämpfung der 
Umweltverunreinigungen und -belästigungen und 
ohne eine Verbesserung der Lebensqualität und des 
Umweltschutzes nicht denkbar. Die entsprechen-
den Befugnisse sind jedoch im Vertrag nicht vorge-
sehen. 

Die schädlichen Wirkungen der sauren Nieder-
schläge können ohne Festlegung umfassender Ziele 
für die Verringerung der gesamten jährlichen 
Emissionsmengen nicht wirksam bekämpft werden, 
deshalb sind geeignete Programme aufzustellen 
und von den Mitgliedstaaten durchzuführen, wo-
nach diese Ziele spätestens Ende 1995 erreicht wer-
den können. 

Zu diesem Zweck sind auf Gemeinschaftsebene die 
in Anhang I aufgeführten Emissionsgrenzwerte 
festzulegen, deren Einhaltung vorgeschrieben und 
bei der Erteilung einer Baugenehmigung und/oder 
Betriebserlaubnis für neue Großfeuerungsanlagen 
ab einer bestimmten thermischen Leistung oder im 
Falle einer wesentlichen Umrüstung gewährleistet 
sein muß. 

Die sofortige Anwendung der Grenzwerte auf Neu-
anlagen mit einer Leistung unter 100 MW könnte 
potentielle Verwender heimischer Brennstoffe ent-
mutigen, auf dieselben zurückzugreifen; unter die-
sen Umständen ist es angebracht, das Anwendungs-
datum der Emissionsgrenzwerte für derartige Anla-
gen um fünf Jahre hinauszuschieben. 

Zeitlich begrenzte Abweichungen von den Bestim

-

mungen der Richtlinie müssen einem Mitgliedstaat 

Zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundeskanzleramtes — 14 — 680 70 — E — Um 67/84 — vom 
17. Januar 1984. 
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gestattet werden können, wenn dessen Energieer-
zeugung zu einem wesentlichen Teil auf der Ver-
feuerung sehr stark schwefelhaltiger fester Brenn-
stoffe beruht oder wenn seine gesamten jährlichen 
Schwefeldioxidemissionen während des Bezugszeit-
raums im Vergleich zu denen anderer Mitgliedstaa-
ten gering sind. 

Für Fälle technischer Betriebsstörungen oder 
schwerer Versorgungsstörungen sind Ausnahmere-
gelungen vorzusehen. 

Zu Vergleichszwecken und zur Einleitung einer 
Harmonisierung auf Gemeinschaftsebene ist die 
Kommission über die Programme der Mitgliedstaa-
ten auf dem Gebiet der Emissionsverringerung zu 
unterrichten, und zwar insbesondere über die er-
warteten Ergebnisse einer Globalverringerung der 
Emissionen. 

Zur Überwachung der Emissionen sind bestimmte 
Gemeinschaftsvorschriften aufzustellen, weshalb 
die an die Meßverfahren und an die zur Bewertung 
der Ergebnisse eingesetzten Geräte zu stellenden 
Anforderungen festzulegen sind. 

Die zuständigen Behörden müssen in der Lage sein, 
die Anwendung und die Wirksamkeit der den Be-
treibern gemachten Auflagen zu beurteilen, und zu 
diesem Zweck vom Betreiber über die Ergebnisse 
der ständigen Messungen und der durchgeführten 
Kontrollen unterrichtet werden. 

Es ist von großer Wichtigkeit, daß so schnell wie 
möglich Wirbelbettechniken entwickelt werden, die 
sich bei Anlagen mit einer Leistung von mehr als 50 
MW einsetzen lassen, da diese Techniken in be-
stimmten Arten von Feuerungsanlagen den Um-
weltschutzerfordernissen am besten gerecht wer-
den. 

Daher sind die einschlägigen Bemühungen der Ge-
meinschaft mit den ihr zur Verfügung stehenden 
finanziellen Mitteln insbesondere im Rahmen der 
Demonstrations- und der Forschungs- und Entwick-
lungsvorhaben zu vertiefen — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Diese Richtlinie findet auf Großfeuerungsanla-
gen Anwendung, deren thermische Nennlei-
stung unter Einbeziehung der Nebenanlagen 50 
MW oder mehr beträgt, gleich welche Art von 
Brennstoff (fest, flüssig oder gasförmig) darin 
verfeuert wird. 

2. Diese Richtlinie gilt  weder für Feuerungsanla-
gen, die dazu bestimmt sind, Gegenstände durch 
direkten Kontakt mit den Verbrennungsgasen 
zu trocknen oder zu behandeln, mit Ausnahme 
von Zementfabriken, Ziegeleien und Erzröstan-
lagen, noch für Nachverbrennungsanlagen. 

Artikel 2 

Im Sinne dieser Richtlinie sind: 

1. Emission 

der Ausstoß von Stoffen aus Feuerungsanlagen in 
die Luft; 

2. Abgase 

gasförmige Freisetzungen, die feste, flüssige oder 
gasförmige Stoffe enthalten; ihr Volumenstrom 
wird in m3/h, bezogen auf normalisierte Tempera-
tur- und Druckbedingungen (273 K, 1013 mbar), 
nach Abzug des Wasserdampfgehaltes ausge-
drückt; 

3. Emissionsgrenzwert 

die auf den Volumenstrom der Abgase bezogene 
Menge eines in den Abgasen der Feuerungsanlage 
enthaltenen Stoffes, der in einem gegebenen Zeit-
raum in die Luft ausgestoßen werden darf; 

4. Luftverunreinigung 

die unmittelbare oder mittelbare Zuführung von 
Stoffen oder Energie durch den Menschen in die 
Luft, aus der sich abträgliche Wirkungen wie Ge-
fährdung der menschlichen Gesundheit, Beein-
trächtigung der biologischen Ressourcen und Öko-
systeme sowie Schädigung von Sachwerten und 
Minderung der Annehmlichkeiten der Umwelt oder 
sonstiger rechtmäßiger Nutzungen der Umwelt er-
geben; 

5. Betreiber 

jede Person, die die Feuerungsanlage betreibt oder 
die die ausschlaggebende wirtschaftliche Verfü-
gungsmacht darüber besitzt; 

6. Brennstoff 

alle festen, flüssigen oder gasförmigen Stoffe zur 
Beschickung der Feuerungsanlage mit Ausnahme 
von Hausmüll und giftigen und/oder gefährlichen 
Abfällen; 

7. Feuerungsanlage 

jede technische Einrichtung, die zum Zwecke der 
Energieerzeugung durch Verbrennung des Brenn-
stoffs mit einem oder mehreren Brennstoffen be-
schickt wird, mit Ausnahme von Anlagen, die von 
Dieselmotoren angetrieben werden; 

falls zwei oder mehr voneinander unabhängige Ein-
richtungen so angelegt sind, daß ihre Abgase unter 
Berücksichtigung der technischen und wirtschaftli-
chen Gegebenheiten über einen gemeinsamen 
Schornstein abgeleitet werden können, ist eine der- 
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artige Kombination von Einrichtungen als eine Ein-
heit anzusehen; 

8. Nachverbrennungsanlage 

eine technische Einrichtung, die darauf ausgelegt 
ist, die Abgase durch Verbrennung zu beseitigen, 
und die nicht als unabhängige Feuerungsanlage be-
trieben wird; 

9. Mischfeuerung 

eine Feuerungsanlage, die gleichzeitig mit zwei 
oder mehreren Brennstoffen beschickt werden 
kann; 

10. Auslastungsfaktor 

das Verhältnis zwischen der durch das Verbrennen 
des Brennstoffs während eines Jahres in der An-
lage freigesetzten Energie und der Energie, die in 
derselben Anlage und im selben Zeitraum freige-
setzt würde, wenn die Anlage kontinuierlich mit 
ihrer thermischen Nennleistung betrieben würde; 

11. Neuanlage 

eine Verbrennungsanlage, für die nach dem 1. Ja-
nuar 1985 eine Baugenehmigung (für Teile der An-
lage oder für die gesamte Anlage) oder in Ermange-
lung eines solchen Verfahrens eine Betriebserlaub-
nis erteilt worden ist; 

12. Altanlage 

eine Feuerungsanlage, deren Bau und/oder Betrieb 
vor dem 1. Januar 1985 genehmigt worden ist, oder 
die zu diesem Zeitpunkt bereits errichtet war. 

13. Restnutzung 

die bis zur endgültigen Stillegung einer Anlage ge-
plante Betriebszeit in VollastStunden, unter Be-
rücksichtigung des Auslastungsfaktors. 

Artikel 3 

1. Die Mitgliedstaaten stellen bis 31. Dezember 
1986 geeignete Programme zur schrittweisen 
Verringerung der jährlichen Emissionsmengen 
aus Großfeuerungsanlagen auf. Diese Pro-
gramme enthalten neben den Terminplänen die 
Einzelheiten ihrer Durchführung. 

2. Die Programme sind so aufzustellen und durch-
zuführen, daß bis 31. Dezember 1995 wenigstens 
nachstehende allgemeine Ziele der Verringe-
rung der Schadstoffemissionen erreicht worden 
sind: 

— bei Schwefeldioxid um 	60 %, 

— bei Staub um 	 40 %, 

— bei Stickoxiden um 	40 %.  

Die Verringerungsquote für die Schadstoffemis-
sionen wird im Verhältnis zu den entsprechen-
den Gesamtemissionen dieser Anlagen im Refe-
renzzeitraum festgelegt, wobei die 1980 gemes-
senen Emissionen als Jahresdurchschnitt zu-
grunde gelegt werden. 

3. Während der Laufzeit der Programme legen die 
Mitgliedstaaten auch den Gesamt-Jahresdurch-
schnitt für die Emissionen gemäß Anhang II Ab-
schnitt B fest. 

Artikel 4 

1. Als Bestandteil des Programms werden von den 
Mitgliedstaaten geeignete Maßnahmen ergrif-
fen, damit ab 1. Januar 1985 jede Baugenehmi-
gung, Betriebserlaubnis oder Umbaugenehmi-
gung für wesentliche Teile von Feuerungsanla-
gen im Sinne von Artikel 1 Bestimmungen über 
die Einhaltung der Emissionsgrenzwerte für 
Schwefeldioxid, Staub und Stickoxide gemäß 
Anhang I sowie über die Einhaltung der übrigen 
allgemeinen Bestimmungen dieser Richtlinie 
enthalten. 

Für die Anlagen mit einer thermischen Nennlei-
stung unter 100 MW wird jedoch der angegebene 
Termin um fünf Jahre verschoben. 

2. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß die 
Genehmigungsurkunden Auflagen enthalten, 
die eine spätere Anpassung der Anlagen an den 
technologischen Fortschritt auf dem Gebiet der 
Verringerung der von dieser Richtlinie erfaßten 
Emissionen möglich machen. 

3. Die Mitgliedstaaten dürfen die Einhaltung von 
geringeren als in Anhang I angegebenen Emis-
sionsgrenzwerten verlangen, weitere Schad-
stoffe einbeziehen sowie zusätzliche Auflagen 
machen. 

Artikel 5 

1. Altanlagen, die im Zuge innerstaatlicher Pro-
gramme vor dem 31. Dezember 1995 teilweise 
oder vollständig stillgelegt werden, dürfen nur 
dann wieder in Betrieb genommen werden, 
wenn ihre Emissionen unter den Grenzwerten 
gemäß Anhang I bleiben. 

2. Für Altanlagen, die in Betrieb bleiben, darf für 
die Zeit nach dem 31. Dezember 1995 keine Ge-
nehmigung zur Umstellung auf eine andere Be-
triebsweise oder eine andere Brennstoffart er-
teilt werden, wenn dadurch die freigesetzte 
Schadstoffmenge im Vergleich zu der durch-
schnittlich freigesetzten Schadstoffmenge der 
Jahre 1994 bis 1995 erhöht wird. 

Artikel 6 

Die zuständigen Behörden prüfen in regelmäßi-
gen Abständen, ob die Auflagen der Programme 
eingehalten werden und ergreifen erforderlichen- 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/4244  

falls die gebotenen Maßnahmen, damit dies ge-
schieht. 

Artikel 7 

Die Kommission kann, nachdem sie sich mit den 
Mitgliedstaaten ins Benehmen gesetzt hat, einem 
Mitgliedstaat zeitlich begrenzte Abweichungen von 
einer oder mehreren Bestimmungen dieser Richtli-
nie gewähren, wenn ein Mitgliedstaat vor allem in 
nachstehenden Fällen einen begründeten diesbe-
züglichen Antrag stellt: 

— Wenn seine innerstaatliche Energieerzeugungs-
struktur zu einem erheblichen Teil auf Anlagen 
im Sinne dieser Richtlinie beruht, die mit derart 
schwefelhaltigen einheimischen Brennstoffen 
befeuert werden, daß die Bestimmungen dieser 
Richtlinie hinsichtlich der Emissionsnormen 
nur zu unverhältnismäßig hohen Kosten einge-
halten werden könnten. 

— Wenn die gesamte Emissionsmenge dieses Mit-
gliedstaats in dem Bezugszeitraum gering ist im 
Verhältnis zu der anderer Mitgliedstaaten, und 
damit er die Auflagen hinsichtlich des Gesamt-
Schadstoffausstoßes im Sinne von Artikel 3 
Abs. 2 abschwächen kann. 

Artikel 8 

1. Eine Feuerungsanlage, die zur Erfüllung der 
Auflagen nach Artikel 4 mit einer Abgasreini-
gungsanlage ausgestattet ist, darf bei einer Be-
triebsstörung der Abgasreinigungsanlage wei-
terbetrieben werden. Der Ausfall der Reini-
gungsanlage ist unverzüglich der zuständigen 
Behörde zu melden, die beschließt, welche Maß-
nahmen zu treffen sind. Die Ausfallzeit der Rei-
nigungsanlage darf jedoch weder zehn aufeinan-
derfolgende Tage noch insgesamt einen Monat 
im Kalenderjahr überschreiten. Mit Geneh-
migung der zuständigen Behörden darf die 
Feuerungsanlage erforderlichenfalls so lange 
mit einem schwach schwefelhaltigen Brennstoff 
weitergefahren werden, bis die Reinigungsan-
lage wieder in Betrieb genommen worden ist. 

2. Im Einvernehmen mit der zuständigen Behörde 
darf die Auflage zur Einhaltung der Emissions-
grenzwerte für Schwefeldioxid bei Anlagen, in 
denen zu diesem Zweck normalerweise ein 
schwach schwefelhaltiger Brennstoff verfeuert 
wird, für eine Dauer bis zu sechs Monaten aus-
gesetzt werden, wenn der Betreiber diese Grenz-
werte aufgrund einer sich aus einer ernsten 
Mangellage ergebenden Unterbrechung der Ver-
sorgung mit schwach schwefelhaltigem Brenn-
stoff nicht in der Lage ist, diese Grenzwerte ein-
zuhalten. 

Die Mitgliedstaaten unterrichten die Kommis-
sion über derartige Fälle. 

Artikel 9 

1. Die Mitgliedstaaten setzen die Kommission spä-
testens am 31. Dezember 1986 von der Aufstel-
lung der Programme nach Artikel 4 Abs. 1 in 
Kenntnis und übermitteln ihr alle drei Jahre 
kurzgefaßte Berichte über die Ergebnisse der 
Anwendung dieser Programme. 

2. Die Berichte vermitteln einen Gesamtüberblick 
über 

— sämtliche von dieser Richtline betroffenen 
Feuerungsanlagen, 

— ihre Schwefeldioxid-, Staub- und Stickoxid-
Emissionen, ausgedrückt in Jahrestonnen als 
Konzentrationen dieser Stoffe in den Abga-
sen, 

— die getroffenen oder geplanten Maßnahmen 
zur Verringerung dieser Emissionen und die 
Umstellung auf andere Brennstoffe, 

— die durchgeführten oder geplanten Umstel-
lungen auf andere Betriebsweisen, 

— die erfolgten oder geplanten endgültigen 
Stillegungen der Feuerungsanlagen, 

— und gegebenenfalls die in den Programmen 
für Altanlagen vorgeschriebenen Emissions-
grenzwerte. 

Bei der Ermittlung der jährlichen Emissions-
mengen und der Schadstoffkonzentrationen in 
den Abgasen halten sich die Mitgliedstaaten an 
die Bestimmungen der Artikel 13 bis 15. 

3. Die Kommission führt zusammen mit den Mit-
gliedstaaten regelmäßig einen Vergleich der 
Programme durch, damit diese auf Gemein-
schaftsebene harmonisiert werden können. 

Sie trägt insbesondere dafür Sorge, daß die 
Durchführung der Programme zu den erwarte-
ten Ergebnissen hinsichtlich einer umfassenden 
Verringerung der Emissionen führt, und unter-
breitet gegebenenfalls geeignete Vorschläge. 

Artikel 10 

1. Der Ausstoß der Abgase aus Feuerungsanlagen 
erfolgt auf kontrollierte Weise über einen 
Schornstein. Die den Abgasausstoß betreffenden 
Vorschriften werden von den zuständigen ein-
zelstaatlichen Behörden so gefaßt, daß der 
Schornstein bei Neuanlagen nicht höher als 
200 m ist. 

2. Ausnahmen können gestattet werden bei beson-
deren topographischen Bedingungen oder wenn 
in den in Artikel 8 genannten Fällen einer Be-
triebsstörung der Abgasreinigungsanlage oder 
einer Verknappung des schwefelarmen Brenn-
stoffs eine Beeinträchtigung der Volksgesund-
heit zu befürchten ist. 
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Artikel 11 

1. Bei flüssigen und gasförmigen Brennstoffen be-
ziehen sich die Emissionsgrenzwerte nach Anla-
ge I auf einen Sauerstoffgehalt in den Abgasen 
von 3 Volumenprozent. 

2. Bei festen Brennstoffen beziehen sich die 
Grenzwerte nach Anhang I auf einen Sauerstoff-
gehalt in den Abgasen von 6 Volumenprozent. 

Artikel 12 

1. Wird eine Feuerungsanlage erweitert, so ma-
chen die zuständigen Behörden ihre Auflagen 
zur Emissionsbegrenzung für den neuen Teil der 
Anlage nach Maßgabe der thermischen Nennlei-
stung der Gesamtanlage. 

2. Die Emissionsgrenzwerte für den Betrieb oder 
die wesentliche Umstellung einer mit einer 
Mischfeuerung ausgerüsteten Feuerungsanlage 
werden nach Maßgabe der Wärmeleistung jedes 
einzelnen Brennstoffs auf der Grundlage der auf 
die verschiedenen verfeuerten Brennstoffe bezo-
genen Emissionsgrenzwerte nach Anhang I fest-
gelegt. 

Artikel 13 

1. Die Mitgliedstaaten ergreifen die erforderlichen 
Maßnahmen, um sicherzustellen, daß die Emis-
sionen von den von dieser Richtlinie betroffenen 
Feuerungsanlagen ab 1. Januar 1985 sowie alle 
übrigen zur Durchführung dieser Richtlinie er-
forderlichen Werte zu Lasten des Betreibers ge-
messen werden. 

2. Die zuständigen Behörden legen allgemeine und 
technische Anforderungen an die Errichtung der 
Meßstation fest, so daß insbesondere reprodu-
zierbare Werte für die über den Schornstein-
querschnitt gemittelten Schadstoffkonzentratio-
nen, bezogen auf den Schornsteinauslaß, nach 
den in Anhang II festgelegten Modalitäten er-
mittelt werden können. 

3. Die Meßverfahren und/oder -apparate, die zur 
Ermittlung der Konzentration an Schwefeldi-
oxid, Stäuben, Stickoxiden und an Sauerstoff so-
wie der übrigen Werte, die für die Überwachung 
der Durchführung der Richtlinie erforderlich 
sind, benutzt werden, sowie alle anderen für die 
Bewertung der Ergebnisse benutzten Geräte 
müssen von den zuständigen Behörden zugelas-
sen sein. Sie müssen dem Stand des Fortschritts 
der Meßtechniken entsprechen und reproduzier-
bare und vergleichbare Ergebnisse erbringen. 

4. Die zuständigen Behörden veröffentlichen die 
für die Geräte und Meßverfahren, für die Ei-
chung und die Auswertung der für diesen Zweck 
benutzten Daten erforderlichen Leistungskrite-
rien. 

Artikel 14 

1. Die Mitgliedstaaten ergreifen geeignete Maß-
nahmen, damit der Betreiber die zuständigen 
Behörden innerhalb angemessener Fristen über 
die Ergebnisse der kontinuierlichen Messungen, 
die Ergebnisse der Überwachung der Meßgeräte 
und der Einzelmessungen sowie über alle sonsti-
gen Messungen zur Beurteilung der Einhaltung 
dieser Richtlinie unterrichtet. 

2. Die zuständige Behörde beurteilt auf der Grund-
lage dieser Berichte, ob den Anforderungen die-
ser Richtlinie in dem vergangenen Bezugszeit-
raum (Kalenderjahr) entsprochen wurde. 

Artikel 15 

1. Im Falle kontinuierlicher Messungen gelten die 
Emissionsgrenzwerte nach Anhang I und die ge-
gebenenfalls im Programm gemäß Artikel 3 fest-
gelegten Grenzwerte als eingehalten, wenn die 
Auswertung der Ergebnisse für die Betriebs-
stunden innerhalb eines Kalenderjahres ergibt, 
daß 

— kein Tagesmittelwert den Emissionsgrenz-
wert überschreitet, 

— 97 % der Halbstundenmittelwerte 6/5 des 
Emissionsgrenzwertes nicht übersteigen, 

— kein Halbstundenmittelwert das Zweifache 
des Emissionsgrenzwertes übersteigt. 

Die Zeitabschnitte nach Artikel 8 bleiben unbe-
rücksichtigt. 

2. Im Falle von Einzelmessungen gelten die Emis-
sionsgrenzwerte als eingehalten, wenn das Er-
gebnis keiner Einzelmessung den Emissions-
grenzwert überschreitet. 

Artikel 16 

1. Die Mitgliedstaaten setzen die erforderlichen 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften in Kraft, 
um dieser Richtlinie bis 1. Januar 1986 nachzu-
kommen, und sie setzen die Kommission hier-
von unverzüglich in Kenntnis. 

2. Die Mitgliedstaaten tragen dafür Sorge, daß der 
Kommission der Wortlaut der innerstaatlichen 
Rechtsvorschriften übermittelt wird, die sie auf 
dem unter diese Richtlinie fallenden Gebiet er-
lassen. 

Artikel 17 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich-
tet. 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/4244  

Anhang I 

Grenzwerte für die Emissionen von Schwefeldioxid, Staub und Stickstoffoxiden 
(in mg/m3  Abgase, bezogen auf Normbedingungen) 

Schadstoff Schwefeldioxid 1) Staub Stickoxide 2) in (NO2) 

Art des 
Brennstoffs 

ab 
1. Januar 1985 

nach dem 
31.Dezember 1995 

ab 
1. Januar 1985 

nach dem 
31.Dezember 1995 

fest Im Regelfall 	Im Regelfall <= 50 Im Regelfall 	Im Regelfall 
<= 400 	<= 250 <=800 	<= 400 

( <= 2 000 bei Rost- oder Kohle- (<=1 300 bei Kohlestaubfeuerun- 
staubfeuerungen mit einer ther- gen mit flüssigem Ascheabzug) 
mischen Nennleistung kleiner 

300 MW) 

flüssig Im Regelfall 	Im Regelfall <= 50 
<= 400 <= 250 

( <= 1 600 bei Anlagen mit einer <= 450 <= 220 
thermischen Nennleistung klei- 

ner 300 MW) 

gasförmig Im Regelfall <= 35  Im Regelfall <= 5  

( <= 100 bei Kokereigas) (<= 10 bei 
( <= 	5 bei Flüssiggas) Hochofengas) 

(<= 100 bei indu- <= 350 <= 180 
striell verwert- 
baren Gasen 
der Eisen- und 
Stahlindustrie) 

1) Der Anteil des Schwefeltrioxids im Abgas ist zu berücksichtigen. 
2) Die kontinuierliche Messung des Stickstoffdioxids ist nicht erforderlich, wenn dessen Anteil weniger als 5% der Stick-

stoffoxidemissionen ausmacht. In diesem Fall ist der Anteil des Stickstoffdioxids durch Berechnung zu berücksichti-
gen. 
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Anhang II 

A. Modalitäten der Messung der Emissionen 
und ihrer Auswertung 

1. Die Messung der Konzentration an Schwefel-
dioxid, Stäuben, Stickoxiden und Sauerstoff er-
folgt kontinuierlich für alle neuen Anlagen so-
wie für die bestehenden Anlagen, deren verblei-
bende Nutzungsdauer über 10 000 Stunden be-
trägt. Sofern Berechnungen oder andere geeig-
nete Verfahren — die von der zuständigen Be-
hörde überprüft und anerkannt werden müssen 
— zur Bestimmung im Sinne von Absatz 2 der 
Konzentration des Schwefeldioxids angewandt 
werden, kann die Überprüfung auf Einzelmes-
sungen beschränkt werden. 

2. Im Falle der kontinuierlichen Messungen muß 
die augenblickliche Konzentration der in Ab-
satz 1 genannten Stoffe kontinuierlich während 
des Betriebs der Feuerungsanlage automatisch 
aufgezeichnet werden. 

Das Halbstundenmittel muß alle halbe Stunden 
festgestellt werden, das Tagesmittel, bezogen 
auf die tägliche Betriebsdauer, jeden Vierund-
zwanzigstundentag. 

Ist die Eichung nicht innerhalb einer halben 
Stunde möglich, kann die Erstellung des Halb-
stundenmittels so verlängert werden, daß es sich 
auf die Mindesteichdauer erstreckt, die jedoch 
zwei Stunden nicht überschreiten darf. 

3. Die mittleren Werte müssen gemäß Bestimmun-
gen von Artikel 11 Abs. 1 und 2 in den Bezugs-
sauerstoff umgewandelt und nach ihrer Häufig-
keitsverteilung geordnet und abgelegt werden. 
Für die Halbstundenmittel muß die Anzahl der 
Kategorien mindestens 20 betragen, und das 
Zehntel muß auf Ebene des Emissionsgrenzwer-
tes liegen. 

Die Berechnung der Häufigkeitsverteilung muß 
jeweils zu Beginn des jährlichen Bezugszeit-
raums neu durchgeführt werden. Die Häufig-
keitsverteilungen müssen jederzeit abgelesen 
werden können und müssen einmal täglich auf-
gezeichnet werden. 

4. Im Falle von Einzelmessungen müssen während 
des Betriebs der Anlage bei thermischer Nenn-
leistung mindestens drei Messungen durchge-
führt werden. Die Dauer der Messung darf eine 
halbe Stunde nicht überschreiten; das Ergebnis 
muß als Mittelwert je halbe Stunde angegeben 
werden. 

Falls Schwierigkeiten auftreten, kann die Meß-
dauer auf bis zu zwei Stunden ausgedehnt wer-
den. 

Im Falle von beträchtlichen Änderungen des be-
nutzten Brennstoffes beziehungsweise der Be-
triebsart der Anlage müssen die Einzelmessun-
gen erneut begonnen werden. 

5. Die Zuverlässigkeit der kontinuierlich arbeiten-
den Meßgeräte muß in regelmäßigen Abständen 
in Abstimmung mit den zuständigen Behörden 
überprüft werden. Die Meßgeräte für die Kon-
zentration an Schwefeldioxid, Stäuben, Stickoxi-
den und Sauerstoff müssen einer Grundeichung 
unterzogen werden, und ihre Arbeitsweise muß 
mindestens einmal alle fünf Jahre überprüft 
werden. Die Eichung der kontinuierlich arbei-
tenden Meßgeräte muß in Gegenüberstellung 
mit einem Bezugsmeßverfahren, das von der zu-
ständigen Behörde anerkannt ist, durchgeführt 
werden. 

6. Die Verfügbarkeitsrate der für die Überwachung 
benutzten Meßgeräte muß über 80 % liegen. Et-
waiges Versagen dieser Geräte muß vom Betrei-
ber unverzüglich den zuständigen Behörden mit-
geteilt werden. Während dieser Ausfallzeiten 
darf er keine Maßnahmen ergreifen, die die 
Emissionen an Schwefeldioxid, an Stäuben und 
an Stickoxid anomal erhöhen könnten. 

B. Feststellung der jährlichen Gesamtemissionen 

1. Die Feststellung der jährlichen Gesamtemissio-
nen an Schwefeldioxid, an Stäuben und an Stick-
oxid erfolgt durch die zuständigen Behörden; da-
bei wird für jeden einzelnen Schadstoff der aus 
den einzelnen Anlagen stammende spezifische 
Durchsatz zusammengezählt, und zwar auf der 
Grundlage der Anzahl der pro Tag emittierten 
Kilogramm Schadstoff, die vom Betreiber der 
Feuerungsanlage ermittelt worden ist. 

2. Der spezifische Durchsatz der emittierten 
Schadstoffe, die sowohl für den in Artikel 3 
Abs. 2 festgelegten Bezugszeitraum als auch für 
den Vergleichszeitraum zwischen diesem Zeit-
raum und dem 31. Dezember 1995 ermittelt wor-
den ist, wird dahin gehend korrigiert, daß den 
mittleren Temperaturen der Umgebungsluft 
über die zehn vorhergehenden Jahre gemäß den 
normalerweise in den Statistiken des Sektors 
der Elektrizitätserzeugung angewandten Ver-
fahren Rechnung getragen wird. 
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Begründung 

I. Einleitung 

1. Dieser Richtlinienvorschlag befaßt sich mit den 
Verpflichtungen, die Großfeuerungsanlagen in-
nerhalb der Gemeinschaft auferlegt werden, 
um die Emission von Schadstoffen in die Atmo-
sphäre zu begrenzen. 

2. Es zeigt sich immer deutlicher, daß die Be-
kämpfung der Luftverunreinigung in sich ge-
schlossene Maßnahmen auf einzelstaatlicher, 
gemeinschaftlicher und internationaler Ebene 
erfordert. 

3. Der Rat der Europäischen Gemeinschaften und 
die im Rat vereinigten Vertreter der Regierun-
gen der Mitgliedstaaten sind sich dieser Not-
wendigkeit schon bei der Annahme des ersten 
Aktionsprogramms der Europäischen Gemein-
schaften für den Umweltschutz vom 22. Novem-
ber 1973 bewußt geworden. Dieses Programm 
sieht in seinem Teil II Titel I Kapitel I die ob-
jektive Beurteilung der Gefahren der Umwelt-
belastungen für die menschliche Gesundheit 
und die Umwelt im Hinblick auf eine Reihe von 
Schadstoffen (Schwefelverbindungen und 
Schwebstaub, Stickoxide, Kohlenmonoxid, pho-
tochemische Oxydantien, Asbest und Vana-
dium) sowie die Festlegung von Umweltquali-
tätsnormen vor. 
Die Entschließung des Rates der Europäischen 
Gemeinschaften und der im Rat vereinigten 
Vertreter der Regierungen der Mitgliedstaaten 
vom 17. Mai 1977 zur Fortschreibung und 
Durchführung der Umweltpolitik und des Ak-
tionsprogramms der Europäischen Gemein-
schaften für den Umweltschutz bekräftigt die 
1973 festgelegten Leitlinien. 

4. Aufgrund dieser Programme hat der Minister-
rat inzwischen wichtige Richtlinien angenom-
men: 

— Richtlinie des Rates vom 15. Juli 1980 über 
Grenzwerte und Leitwerte der Luftqualität 
für Schwefeldioxid und Schwebstaub (ABl. 
229/30 vom 30. August 1980); 

— Richtlinie des Rates vom 3. Dezember 1982 
betreffend die Qualitätsnormen für den 
Bleigehalt der Luft (ABl. L 378 vom 31. De-
zember 1982). 

Darüber hinaus sind auch einige Richtlinien 
über Produktnormen oder Emissionsnormen 
für mobile Luftverschmutzungswellen zu er-
wähnen: 

— Richtlinie des Rates vom 24. November 1975 
über den Schwefelgehalt bestimmter flüssi-
ger Brennstoffe (ABl. L 307 vom 27. Novem-
ber 1975); 

— Richtlinie des Rates über Maßnahmen ge

-

gen die Verunreinigung der Luft durch Ab

-

gase von Kraftfahrzeugmotoren mit Fremd-
zündung (letzte Änderung vom 16. Juni 1983 
— ABl. L 197 vom 20. Juli 1983); 

— Richtlinie des Rates vom 29. Juni 1978 über 
den Bleigehalt des Benzins (ABl. L 197 vom 
22. Juli 1978). 

5. Die Gemeinschaft hat sich gemäß dem Be-
schluß des Rates vom 11. Juni 1981 (ABl. L 171 
vom 27. Juni 1981) auch dem Übereinkommen 
über weiträumige grenzüberschreitende Luft-
verunreinigung der UN-Wirtschaftskommission 
für Europa in Genf angeschlossen. 

6. Das Aktionsprogramm der Europäischen Ge-
meinschaften für den Umweltschutz (1982 bis 
1986) 1) sieht in Kapitel III Punkt 21 vor, daß 
„die Kommission ihre Bemühungen zur Festle-
gung von Qualitätsnormen für die Luft fortset-
zen wird ... Für eine bestimmte Zahl von allge-
genwärtigen Schadstoffen muß eine Politik 
ausgearbeitet werden, die sich in einer ersten 
Phase um eine Stabilisierung und dann um 
eine schrittweise Verringerung der Gesamt-
emissionen bemüht und gegebenenfalls Emis-
sionsnormen für bestimmte Emittententypen 
vorsieht. Diese Politik könnte insbesondere auf 
wichtige stationäre Emittenten angewendet 
werden, die mit hohen Kaminen zur großräumi-
gen Verteilung von Schadstoffen beitragen. 
Diese Aktion wird einen Teil des Beitrags der 
Gemeinschaft zur Lösung des Problems des 
sauren Regens und der grenzüberschreitenden 
Umweltverschmutzung darstellen. Eine solche 
Begrenzung der Emissionen muß auch für die 
Kohle geprüft werden. Zur Verringerung der 
Emission von Schadstoffen, die durch diesen 
Grenzstoff freigesetzt werden, insbesondere 
von Schwefeldioxid, Stickoxiden und Schweb

-

staub, sind besondere Maßnahmen zu treffen. 
Gleichzeitig muß die Entwicklung und Anwen-
dung weniger verschmutzender Technologien 
gefördert werden." 

7. Zu diesen Überlegungen kann man hinzufügen, 
daß es nicht ausgeschlossen erscheint, daß die 
derzeitigen einzelstaatlichen Politiken auf die-
sem Gebiet einen unterschiedlichen Schutz ge-
gen die Umweltbelastung zur Folge haben und 
ungleiche Wettbewerbsbedingungen für die be-
treffenden Unternehmen schaffen, die sich un-
mittelbar auf das Funktionieren des Gemeinsa-
men Marktes auswirken. Auch aus diesem 
Grund scheint eine Gemeinschaftsaktion ange-
bracht. 

8. Die Probleme der Luftverunreinigung wurden 
im Anschluß an die Übermittlung eines Memo-
randums einer nationalen Delegation zu die- 

1 ) ABl.  C 45 vom 17. Februar 1983 
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sem Thema vor kurzem auf den Tagungen des 
Ministerrats für Umweltfragen vom 17. bis 
18. Dezember 1982 und vom 16. Juni 1983 erör-
tert. Auch eine Ministerkonferenz über die Ver-
sauerung der Umwelt, die vom 28. bis 30. Juni 
1982 in Stockholm stattfand, hat die Bedeutung 
dieser Probleme auf europäischer Ebene her-
ausgestellt und Leitlinien für die auf einzel-
staatlicher und internationaler Ebene durchzu-
führenden Aktionen erarbeitet. 

9. In letzter Zeit haben die Aktionen gegen die 
Luftverunreinigung vor allem im Zusammen-
hang mit dem sauren Regen und den damit 
verbundenen Waldschäden sowie den Schäden 
an Seen, landwirtschaftlichen Nutzflächen und 
Denkmälern sowie anderen Bauten eine völlig 
neue Dimension angenommen. 

So hat der Europäische Rat in Stuttgart ange-
sichts der vor allem in der Bundesrepublik 
Deutschland festgestellten Verkümmerung der 
Wälder gefordert, daß sofort energische Maß-
nahmen zur Eindämmung dieser Schäden er-
griffen werden. Eine der Schlußfolgerungen, die 
bei einem vor kurzem abgehaltenen Symposi-
um 2) weitgehend akzeptiert wurde, ist die Not-
wendigkeit, das Volumen der 5O2- und  NOx

-Emissionen kurzfristig beträchtlich zu senken. 

10. Die Emission von Schadstoffen wie Schwefel-
dioxid, Schwebstaub und Stickoxiden aus Groß-
feuerungsanlagen nimmt unter den verschie-
denen Quellen der Luftverschmutzung (Indu-
strieanlagen, Heizungsanlagen, Kraftfahrzeu-
ge) einen überragenden Platz ein. Die Struktur 
der Emittenten ist je nach den Mitgliedstaaten 
sowohl in bezug auf die Merkmale und die 
Größe der Anlagen als auch auf die emittierten 
Mengen verschieden. 

11. Vom wirtschaftlichen Standpunkt her gesehen 
scheint es, daß die Bedeutung der Investitio-
nen, die für die Begrenzung und Verhütung der 
Luftverunreinigung durch diese Feuerungsan-
lagen aufgewendet werden, vor allem infolge 
der Verfügbarkeit des einen oder des anderen 
Brennstoffes und seines Preises von einem 
Wirtschaftszweig bzw. von einem Land zum an-
deren erheblichen Schwankungen unterliegen 
kann. Die Statistiken sind in den einzelnen 
Ländern mehr oder weniger ausführlich, und 
die vorliegenden Zahlen sind im derzeitigen 
Stadium nicht vollständig. Mit diesem Vorbe-
halt kann man sagen, daß sich die für die Rein-
haltung der Luft aufgewendeten Kosten im 
Vergleich zur Anfangsinvestition auf bis zu 
20 % belaufen (z. B. alte Kohlekraftwerke, die 
auf Rauchgasentschwefelung umgerüstet wer-
den). Bei Neuanlagen ist dieser Prozentsatz in 
der Regel niedriger. Noch schwieriger ist es, 
den Nutzen der Maßnahmen zur Reinhaltung 
der Luft für die einheimische Volkswirtschaft 
exakt festzustellen. 

2 ) „Saure Niederschläge — eine Herausforderung für Eu-
ropa", Karlsruhe, 1983. 

II. Gründe für die Gemeinschaftsaktion 

1. Dieser Richtlinienvorschlag entspricht einem 
wesentlichen Ziel der Umweltpolitik der Ge-
meinschaft. 

2. Er stellt zunächst eine erste Konkretisierung 
des in Kapitel 3 Punkt 21 des 3. Aktionspro-
gramms der Europäischen Gemeinschaften für 
den Umweltschutz genannten Konzepts der 
Festlegung von Emissionsnormen der Gemein-
schaft für bestimmte Kategorien von Anlagen 
dar, um eine Stabilisierung und danach eine 
schrittweise Verringerung der Gesamtemissio-
nen zu erreichen. 

3. Er ist zugleich ein erster Schritt auf dem Weg 
zur Harmonisierung der einzelstaatlichen Be-
stimmungen auf diesem Gebiet. In allen Mit-
gliedstaaten existieren Vorschriften über die Be-
grenzung der Luftverunreinigung durch be-
stimmte stationäre Industrieanlagen, vor allem 
was Schwefeldioxid und/oder Schwebstaub be-
trifft. Die Entwicklung der Rechtsvorschriften 
läuft im allgemeinen auf eine Verstärkung der 
bereits vorhandenen Aktionsmittel hinaus; die 
bestehenden Vorschriften werden zur Zeit in 
mehreren Ländern geändert. 

4. So hat die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland die Kommission in einem Schrei-
ben vom 16. August 1982 — im Rahmen der In-
formationsvereinbarung vom 23. November 1973 
— über einen Entwurf einer Verwaltungsvor-
schrift zur Änderung der ersten Verwaltungs-
vorschrift zum Bundes-Immissionsschutzgesetz 
(Technische Anleitung zur Reinhaltung der Luft 
— TA Luft) unterrichtet. 

5. Im Rahmen des gleichen Informationsverfah-
rens hat sie der Kommission mit einem Schrei-
ben vom 16. März 1983 den Entwurf einer Ver-
ordnung über Großfeuerungsanlagen übermit-
telt, der die Festlegung zwingender Emissions-
normen für Neu- und Altanlagen vorsieht. Diese 
Verordnung ist am 1. Juli 1983 in Kraft getre-
ten. 
Darüber hinaus wird in den Niederlanden eine 
Änderung der derzeitigen Rechtsvorschriften 
über die Luftverunreinigung in Betracht gezo-
gen. 

6. Ohne auf die Folgen dieser Situation im einzel-
nen eingehen zu wollen, kann man dennoch fest-
stellen, daß sie — sowohl was den Grad des Um-
weltschutzes, als auch was den wirtschaftlichen 
Gesichtspunkt angeht — von Bedeutung sind. Es 
besteht dabei kein Zweifel daran, daß die finan-
zielle Belastung der Unternehmen und der wich-
tigsten Wirtschaftszweige beträchtliche Unter-
schiede aufweist und von einem Land zum ande-
ren verschieden sein kann, was nicht ohne Aus-
wirkungen auf das Funktionieren des gemeinsa-
men Marktes bleiben wird. 

7. Angesichts der Schadstoffmengen, die von Indu-
strieanlagen und insbesondere Großfeuerungs-
anlagen emittiert werden, müßte eine Gemein-
schaftspolitik zur Begrenzung und Verringerung 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 	Drucksache 10/4244 

aller Schwefeldioxid-, Schwebstaub- und Stick-
oxidemissionen vorrangig die zuletzt genannte 
Art von Anlagen berücksichtigen. 

8. Die Verwirklichung dieses Gemeinschaftszieles 
muß selbstverständlich den vielschichtigen Si-
tuationen sowie den wichtigsten Grundsätzen 
Rechnung tragen, auf denen die einzelstaatli-
chen Konzepte beruhen. 

Das gewählte Konzept muß daher zugleich klar 
und streng in bezug auf das angestrebte Ziel 
einer erheblichen Verringerung der Emissionen 
dieser drei Schadstoffe aus Großfeuerungsanla-
gen binnen bestimmten Fristen und flexibel in 
bezug auf den Einsatz der verfügbaren Mittel 
zur Erreichung dieses Zieles sein. 

Diese Flexibilität bei der Umsetzung der Emissions-
normen durch die Mitgliedstaaten wird entspre

-

chend den Vorschriften dieser Richtlinie gewahrt 
werden. In dieser Hinsicht gilt für die Anlagen mit 
einer Leistung zwischen 50 und 100 MW folgendes: 

— für die Neuanlagen können die Emissionsnor-
men erst fünf Jahre nach Inkrafttreten dieser 
Richtlinie vorgeschrieben werden, 

— für die bestehenden Anlagen ist es klar, daß kei-
nerlei Verpflichtung besteht, vor oder nach die-
sem Zeitpunkt Normen vorzuschreiben. 

III. Rechtslage in den Mitgliedsländern 

1. In mancherlei Hinsicht gehen die einzelstaatli-
chen Rechtsvorschriften von denselben Grund-
sätzen aus, weisen jedoch auch in wichtigen 
Punkten erhebliche Unterschiede auf. Diese 
Bestimmungen weisen meist mehr oder weni-
ger deutlich auf das angestrebte Ziel hin, näm-
lich auf die Verringerung oder die Verhütung 
der Luftverunreinigung durch Emission von 
Schadstoffen aus bestimmten Gruppen fester 
Industrieanlagen, zu denen auch die Feue-
rungsanlagen gehören. 

Zur Verwirklichung dieses Ziels wird an erster 
Stelle den zuständigen Behörden die Aufgabe 
übertragen, die einzelnen Tätigkeitsphasen der 
jeweiligen Anlagen zu überwachen, die als 
potentielle Luftverunreiniger gelten. 

Dazu werden verschiedene Genehmigungs-
oder Erklärungssysteme eingerichtet für den 
Bau, den Betrieb und die Änderung bestimm-
ter, genau festgelegter Gruppen fester Indu-
strieanlagen. 

Die Genehmigung hängt von der Einhaltung 
unterschiedlich ausführlich formulierter und 
verbindlicher Bedingungen ab. Häufig sind die 
Bedingungen in Form allgemeiner Klauseln ge-
halten. In anderen Fällen wird die Genehmi-
gung von der Einhaltung von mit Zahlen beleg-
ten Qualitäts- bzw. Emissionsnormen abhängig 
gemacht, sowohl bei bestimmten Gruppen von 
Anlagen als auch zur allgemeinen Anwen-
dung. 

Vorgesehen sind auch Bedingungen über Ver-
fahrensvorschriften. In verschiedener Ausführ-
lichkeit sind auch die Überwachung der Anla-
gen, die Einhaltung der Genehmigungsbedin-
gungen sowie die Meßmethoden für Immissio-
nen bzw. Emissionen geregelt. Die heutigen 
Kontroll- und Überwachungssysteme lassen 
den einzelstaatlichen Behörden einen gewissen 
Ermessensspielraum in der praktischen An-
wendung. 

Die wichtige Frage der möglichen Berücksichti-
gung wirtschaftlicher Aspekte in den Genehmi-
gungsverfahren wird in bestimmten Rechtsvor-
schriften ebenfalls angesprochen. 

Andere Bestimmungen betreffen Sondervor-
schriften für übermäßig verschmutzte Gebiete 
sowie für besondere Schutzgebiete. 

2. In den einzelnen Rechtsvorschriften geht es 
hauptsächlich um folgende Fragen: 

— Die einer vorherigen Genehmigung unter-
liegenden Anlagengruppen; 

— die Bedingungen, von deren Einhaltung die 
Gewährung der Genehmigung abhängig ist, 
die gegebenenfalls auch die Einhaltung der 
Emissionsnormen enthalten. 

3. Der wesentliche Inhalt der einzelstaatlichen 
Bestimmungen läßt sich im Überblick wie folgt 
zusammenfassen: 

Emissionsgrenzwerte für Großfeuerungsanla-
gen in den Mitgliedstaaten: 

4. Bundesrepublik Deutschland 

Hier gibt es ein System für „Anlagen, die einer 
vorherigen Genehmigung unterliegen" (98 
Gruppen). 

Die Anlage darf keine schädigende Wirkung 
auf die Umwelt haben; die Vorbeugemaßnah-
men sind nach dem Stand der Technik zu tref-
fen. 

In èiner Durchführungsbestimmung sind Luft-
qualitätsnormen sowie Grenzwerte für die 
Emission festgelegt. 

Bei SO2 dürfen die Emissionswerte der Feue-
rungsanlagen 400 mg/m3  nicht überschreiten. 

Bei den Emissionen von NOx ist ein Grenzwert 
von 800 mg/3  einzuhalten. Für Altanlagen ist 
ein Übergangszeitraum vorgesehen. 

5. Belgien 

Hier sind die Anlagen systematisch eingeteilt. 

Bei der Genehmigung werden die Emissions-
normen für den Einzelfall festgesetzt. Bisher 
betreffen die Verordnungen SO2 und Stäube. 
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In fünf Sonderschutzzonen sind diese Maßnah-
men strenger. In einem Königlichen Erlaß sind 
allgemeine Emissionsnormen für die Industrie-
feuerungsanlagen festgelegt. 

6. Dänemark 

Die Anlagen sind in 96 Gruppen eingeteilt. 

Die Agentur für den Umweltschutz hat Leitli-
nien für Emissionen veröffentlicht. 

Das Kontrollprogramm für SO2 konzentriert 
sich auf den Schwefelgehalt der Brennstoffe 
und eine Energieeinsparung. 

7. Frankreich 

Die Anlagen sind in rund 300 Anlagentypen 
eingeteilt. 

Im Einzelfall werden durch technische Anwei-
sungen vor allem für Stäube Emissionsgrenz-
werte festgelegt. 

Bestimmte örtliche S02-Konzentrationen sind 
durch das Vorschreiben der Höhe der Schlote 
begrenzt. 

Für bestimmte flüssige Brennstoffe sowie für 
Kohle bestehen Grenzwerte für den Schwefel-
gehalt. 

8. Griechenland 

Auch hier sind die Anlagen systematisch einge-
teilt. 

Die Bemühungen gelten vor allem der Kon-
trolle des Rußes sowie des 502, besonders in 
städtischen Räumen. 

Die Verwaltung hat praktisch freies Ermessen 
zur Beschlußfassung über Emissionswerte in 
Einzelfällen. 

9. Luxemburg 

Die Anlagen sind systematisch eingeteilt. 

Bestimmte Maßnahmen wurden für SO2 und 
Partikel ergriffen, doch gibt es keine Emis-
sionsgrenzwerte. 

10. Irland 

Dort kennt man das System der „scheduled in-
dustries" (wobei 25 Verfahren erfaßt werden). 

Bezugsgrundlage für die auferlegten Emis-
sionsnormen sind die „best practicable means" 
(Stand der Technik). 

Diese Normen werden im Einzelfall festgelegt. 

Die einzigen Maßnahmen bei SO2 sind die 
Höhe der Schlote sowie der Schwefelgehalt be-
stimmter Brennstoffe. Auch für Partikel gibt es 
bestimmte Normen. 

11. Italien 

Die Anlagen sind systematisch eingeteilt. 

Bei der Festlegung der Emissionsnorm ist Be-
zug zu nehmen „alla tecnologia disponibile" 
(Stand der Technik). 

Das italienische Hoheitsgebiet ist in die beiden 
Zonen A -und B eingeteilt, in denen verschie-
dene Normen gelten. 

12. Vereinigtes Königreich 

Hier kennt man das System der „scheduled in-
dustries" unter Kontrolle einer unabhängigen 
Verwaltungsbehörde. 

In Einzelfällen muß man sich an die von dieser 
Behörde festgelegten „best practicable means" 
halten. 

Die Behörde kann Emissionsgrenzwerte fest-
setzen. 

13. Niederlande 

Die Anlagen sind systematisch eingeteilt (Hin-
derwet). 

Im Einzelfall muß die jeweilige Anlage Grenz-
werte einhalten. Neue Bestimmungen stellen 
Normen für die gesamten Niederlande auf. 
Dies gilt vor allem für SO2 mit 500 000 Tonnen 
jährlich. 

IV. Beschreibung der vorgeschlagenen Maßnahme 

1. Allgemeines 

Unter Anwendung des Verursacherprinzips soll mit 
dem Richtlinienentwurf die Verunreinigung an der 
Quelle bekämpft werden. Meistens geben die Anla-
gen der hier betroffenen Gruppe ihre Abgase über 
hohe Schornsteine ab und tragen besonders zur 
Verbreitung der sauren Umwandlungsprodukte der 
emittierten Schadstoffe wegen des Transports über 
große Entfernungen bei. Eine erhebliche Verringe-
rung dieser Emissionen wird zum Schutz von Pflan-
zen und empfindlichen Ökosystemen beitragen, die 
durch die geltenden Luftqualitätsnormen zum 
Schutz der menschlichen Gesundheit nicht ausrei-
chend geschützt werden. Vor allen Dingen sind 
alarmierende Schäden im Zusammenhang mit den 
sauren Ablagerungen sowohl auf den Wäldern und 
den Wasserökosystemen als auch an Gebäuden und 
Werkstoffen festzustellen. In dieser Lage sind 
schnellstmöglich Vorbeugemaßnahmen zu ergrei-
fen, um diese Ablagerungen zu verringern, die zum 
größten Teil aus der Gemeinschaft stammen. 

Eine rasche Verringerung der Emissionen läßt sich 
nur erreichen, wenn auch Altanlagen einbezogen 
werden, an denen technische Änderungen vorzu-
nehmen sind oder die stillzulegen und durch neue, 
leistungsfähigere Anlagen zu ersetzen sind. 
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Der Richtlinienentwurf stützt sich weitgehend auf 
die genannte deutsche Verordnung; er betrifft so-
wohl neue als auch alte Großfeuerungsanlagen. Die 
Auflagen sind strenger bei den Einheiten mit hoher 
thermischer Nennleistung über einer Grenze von 
300 MW. In dieser Gruppe befinden sich hauptsäch-
lich Kraftwerke, während sich im Bereich zwischen 
50 und 300 MW zahlreiche Industriekessel zur Er-
zeugung von Wärme oder zur gekoppelten Kraft-
Wärme-Erzeugung befinden. 

Von allen SO2-Emissionen aus Großfeuerungsanla-
gen stammen 50 bis 75% aus Kraftwerken, während 
die Industriekessel zwischen 25 und 50% beitragen; 
der Anteil und die Verteilung der Zahl der Anlagen 
in diesen beiden Gruppen schwankt je nach Land 
stark. 

Sämtliche Neuanlagen müssen die in Anhang I für 
die drei in Frage kommenden Schadstoffe 502, 
Stäube und NO. festgelegten Emissionsgrenzwerte 
einhalten. 

Die Grenzwerte beruhen je nach Brennstoff und 
der Art des geplanten Feuerraums auf der besten 
derzeit verfügbaren Technik, die sich im Industrie-
maßstab bewährt hat (ohne dabei unzumutbare Ko-
sten zu verlangen). Sie sind für SO2 und NO. zeit-
lich gestaffelt, um der laufenden technologischen 
Entwicklung Rechnung tragen zu können. 

Auch die Emissionen aus Altanlagen müssen ver-
ringert werden. Dazu stellen die Mitgliedstaaten 
entsprechende Programme auf, die bei der Wahl der 
Mittel voneinander abweichen dürfen, jedoch zum 
selben Prozentanteil der Verringerung der jährli-
chen Gesamtemissionen aus alten und neuen Groß

-

feuerungsanlagen bis Ende 1995 führen müssen. 

Damit haben die Mitgliedstaaten genügend Spiel-
raum, die festgelegten Gesamtziele zu erreichen. 
Sie können je nach Wunsch entweder eine Politik 
anwenden, bei der systematisch Emissionsgrenz-
werte für Altanlagen festgelegt werden, oder Selek-
tivmaßnahmen treffen, indem sie ihre Bemühungen 
auf bestimmte Anlagen konzentrieren bzw. den Er-
satz durch neue Anlagen beschleunigen, verstärkt 
schadstoffarme Brennstoffe einsetzen, andere 
Energien vorziehen (Kernkraft) oder auch die ihrer 
jeweiligen Lage angepaßten Kombinationen wäh-
len. 

Stützt sich die Energieerzeugung innerhalb eines 
Mitgliedstaates zu einem wesentlichen Teil auf den 
Einsatz einheimischer fester Brennstoffe mit sehr 
hohem Schwefelgehalt und sind die gesamten jähr-
lichen  Schwefeldioxidemissionen in einem Mit-
gliedstaat während des Bezugszeitraums im Ver-
gleich zu den anderen Mitgliedstaaten gering, kön-
nen diesem Mitgliedstaat vorübergehende Abwei-
chungen von den Bestimmungen der Richtlinie zu-
gestanden werden. 

Abweichungen können sich auch dann als notwen-
dig erweisen, wenn eine Zeitlang die für Neuanla-
gen festgesetzten Emissionsnormen nicht eingehal-
ten werden können, weil ein Störfall in einer Reini-
gungsanlage eingetreten oder die Versorgung mit 

schwefelarmem Brennstoff unterbrochen worden 
ist. 

Der Kommission sind ausreichend genaue Angaben 
zu liefern, damit sie die abgestimmte Durchführung 
der Programme auf Gemeinschaftsebene verfolgen 
und die Erreichung der geplanten Ergebnisse der 
Gesamtverringerung der Emissionen überprüfen 
kann. 

Die Feststellung der erforderlichen Meßwerte für 
die Überwachung der Richtlinienbestimmungen, 
insbesondere der Emissionsgrenzwerte, sowie die 
erforderlichen Auflagen für die verwendeten Meß-
methoden und die Auswertungsverfahren für die 
gemessenen Werte werden ausführlich beschrie-
ben. 

2. Kosten und Nutzen 
der vorgeschlagenen Maßnahmen 

Die durch diese Richtlinie entstehenden Kosten las-
sen sich nur unter Berücksichtigung zahlreicher 
Unsicherheitsfaktoren abschätzen, wie etwa die 
Zahl und Größe der Neuanlagen, die bis zum Jahre 
2000 gebaut werden, Anteil der Kernenergie in den 
Energiestrategien der Mitgliedstaaten, Grad der 
Verwendung schwefelarmer Brennstoffe sowie de-
ren Verfügbarkeit und ihr Kostenverhältnis zu 
Kohle und Erdöl, Wirtschaftswachstum und Er-
neuerungsrate für Altanlagen, vor allem in der In-
dustrie mit ihren zahlreichen mittelgroßen Anla-
gen, Restlebensdauer der Altanlagen, Einzelheiten 
der von den Mitgliedstaaten festgelegten Pro-
gramme mit Gesamtzielen zur Emissionsverringe-
rung usw. 

Angesichts dieser Unwägbarkeiten sind alle Schät-
zungen nur als Anhaltspunkt zur Festlegung der 
Größenordnungen zu verstehen. 

Die nachstehende Analyse gibt erste Hinweise auf 
die finanziellen Folgen der Verringerung der SO2

-

Emissionen. Bei der Maximalannahme, daß bis zum 
Jahr 2000 in der Gemeinschaft Neuanlagen von 
mehr als 300 MWe für insgesamt 40 000 MWe Lei-
stung gebaut werden und alle über eine Rauchgas-
entschwefelungsanlage verfügen, dürfte die kumu-
lierte Zusatzinvestition 4,0 x 109  USD auf der 
Grundlage der heute veranschlagten Technologie-
kosten von 100 USD/KWe betragen. Geht man von 
einer Amortisationsdauer von 25 Jahren und einem 
Zinssatz von 13°/0  aus, entspricht diese Investition 
jährlichen Mehrkosten in Höhe von 0,37 Mrd. USD 
bzw. einer Verteuerung der Kosten des erzeugten 
Stroms um 0,19 cts/kWh. Dazu kommen Betriebs-
mehrkosten in Höhe von 5 USD/t an Brennstoff, 
was 0,12 cts/KWh entspricht und so Gesamtmehr-
kosten in Höhe von 0,31 cts/KWh ausmacht, die wie-
derum weniger als 10 % der Erzeugungskosten ent-
sprechen. 

Neuanlagen zwischen 50 und < 300 MW sind weni-
ger strengen Auflagen unterworfen und müssen 
entweder schwefelärmere Brennstoffe ( < 1,15% 
Schwefel bei Kohle, < 1 % Schwefel bei Heizöl) ein-
setzen bzw. Maßnahmen vor oder nach der Ver- 
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brennung treffen. Die optimale Lösung ist im Ein-
zelfall zu suchen, wobei die besondere Situation zu 
berücksichtigen ist. Ein Beispiel für den ungünstig-
sten Fall einer Zusatzinvestition: die teilweise Ent-
schwefelung der Abgase um 50 %, wobei aber keine 
Gaserhitzung notwendig ist, würde einem Anstieg 
der Kosten für die erzeugte Energie um rund 15% 
entsprechen. Meistens wäre der Einsatz schwefelar-
mer Brennstoffe billiger, hängt jedoch von verschie-
denen Faktoren und der örtlichen Verfügbarkeit 
ab. 

Eine genaue Vorausschätzung der Gesamtkosten 
der vorgeschlagenen Einrichtungen ist deshalb 
nicht möglich, weil man nicht von vornherein die 
genauen Programme kennt, die die Mitgliedstaaten 
aufstellen, ebensowenig wie die ihnen gewährten 
Abweichungen. 

Die wirtschaftlichen Auswirkungen der Emissions-
normen auf Neuanlagen unter der oben erläuterten 
Maximalannahme für SO2 dürften sich in jährli-
chen Mehrkosten in Höhe von 0,65 x 109  USD nie-
derschlagen, zu denen noch rund 0,25 x 10 9  USD für 
NOx  sowie Partikel kommen, was jährliche Gesamt-
kosten in Höhe von 1,15 x 10 9  USD ergibt. Diese Ko-
sten sind dem durch die Verringerung der Emissio-
nen erwarteten Nutzeffekt gegenüberzustellen. 

Die den SO2- und NOx-Emissionen zugeschriebenen 
Schäden, die sich durch eine Verringerung dieser 
Emissionen teilweise vermeiden ließen, wurden 
kürzlich in einer von der Kommission veranlaßten 
Untersuchung 1) veranschlagt. Folgende Schäden 
wurden in absteigender Reihenfolge ermittelt: 

— Korrosion von Werkstoffen und Gebäuden 
0,5 – 2,7 x 109  USD/Jahr 

— Ertragsverluste in der Landwirtschaft 
0,9 – 1,1 x 109  USD/Jahr 

— Verluste in den Wäldern 	0,3 x 109  USD/Jahr 

— schädigende Einflüsse auf die menschliche 
Gesundheit 	 0,02 x 109  USD/Jahr 

— Einkommensverluste für den Fremdenverkehr, 
Sportangeln usw. 	0,01 x 109 USD/Jahr  

insgesamt: 	1,4 – 4,2 x 109  USD/Jahr 

Damit liegt also die Höhe des zahlenmäßig erfaßba-
ren jährlichen Schadens mindestens genauso hoch 
wie die jährlichen Kosten für Neuanlagen, die mit 
der vorgeschlagenen Einrichtung planbar sind. 
Diese beiden Elemente müssen aber noch in ihrem 
Zusammenhang gesehen werden: 

— Für die Schäden an Baudenkmälern, die auf 
saure Depositionen zurückzuführen sind, sind 
keine Zahlen angegeben, da die Abschätzung 
sehr schwierig ist; natürlich muß man auch hier 
unvermeidliche wirtschaftliche Verluste erwar-
ten, die etwa durch den Fremdenverkehr entste-
hen; 

1) ERL-1983 „Acid rain — a review of the phenomenon in 
the EEC and Europe" Kapitel 11.2. 

— für die gesundheitliche Auswirkung wurde eine 
minimale Zahl angegeben; nach Auffassung der 
OECD könnten gemäß einer vor kurzem durch-
geführten Untersuchung 2) die Kosten der Aus-
wirkungen von SO2  auf die Gesundheit einen 
äußerst wichtigen Faktor in Höhe von 1,2 bis 
6 USD je Einwohner darstellen, was für die Ge-
meinschaft Kosten von 0,32 bis 1,74 x 10 9  USD/ 
Jahr entspricht. 

Berücksichtigt man auch diese Tatsachen, so kön-
nen die tatsächlichen Kosten der entstandenen 
Schäden weit über die Kosten für die vorgeschla-
gene Verringerung der Emissionen hinausgehen. 

Auf keinen Fall darf man den politischen Aufruf 
des Europäischen Rates von Stuttgart aus den Au-
gen verlieren, der energische und unverzügliche 
Maßnahmen gegen bestimmte Schadensformen 
aufgrund der Luftverunreinigung forderte. Politisch 
lassen sich nun einmal Kosten für die Verringerung 
der Verunreinigung durch Einsatz fossiler Brenn-
stoffe, vor allem der Kohle, nicht vermeiden. 

Entweder trägt diese Kosten die Industrie, die diese 
Verunreinigung verursacht, oder aber der Verbrau-
cher bzw. die Umwelt in Form der entstandenen 
Schäden, die vielleicht irreparabel sind, allerdings 
vermeidbar wären. 

3. Anmerkungen zu den Artikeln 

Artikel 1 

Er grenzt den Anwendungsbereich auf Großfeue-
rungsanlagen einschließlich der Nebenanlagen ab, 
deren thermische Nennleistung 50 MW oder mehr 
beträgt, gleich welcher Art fossilen Brennstoffs 
darin verfeuert wird. 

Feuerungsanlagen, die dazu bestimmt sind, Gegen-
stände durch direkten Kontakt mit den Verbren-
nungsgasen zu trocknen oder zu behandeln, sind — 
mit Ausnahme von Zementfabriken, Ziegeleien und 
Erzröstanlagen — nicht betroffen; das gleiche gilt 
für Nachverbrennungsanlagen. 

Die ausgenommenen Kategorien müssen im Regel-
fall noch strengere Auflagen für den Schadstoffge-
halt der Abgase erfüllen, damit keine Gegenstände 
unter der Berührung mit diesen Abgasen leiden; 
Nachverbrennungsanlagen unterliegen besonderen 
Bestimmungen, die sich nach der Beschaffenheit 
der durch Verbrennung zu beseitigenden Stoffe 
richten. 

Die Schwelle von 50 MW thermischer Nennleistung 
wurde nach Maßgabe des Anteils dieser Anlagen an 
der Gesamtmenge der Schadstoffemissionen festge-
legt. Die kleinen Hausbrandanlagen und industriel-
len Feuerungsanlagen setzen beispielsweise weni-
ger als 15 % des gesamten durch Verbrennung fossi-
ler Brennstoffe entstehenden SO 2  frei, wovon wie- 

2 ) OECD 1981 „The costs and benefits of sulphur oxide 
control". 
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derum etwa die Hälfte auf die Verfeuerung von 
Heizöl entfällt. Die verbleibenden 85 % des durch 
Großfeuerungsanlagen freigesetzten SO 2  drohen, in 
Zukunft sowohl im Verhältnis wie auch absolut zu-
zunehmen. Da 90 % aller SO2-Emissionen in unse-
ren Ländern auf menschliche Tätigkeiten zurückzu-
führen sind, ist eine energische Aktion erforderlich, 
damit sich dieser Trend ändert. 

Großfeuerungsanlagen sind ferner Quelle erhebli-
cher Staubemissionen — trotz aller bislang erfolg-
ten Bemühungen um eine Verringerung dieser 
Emissionen. 

Was die Stickoxide anlangt, so wird im allgemeinen 
geschätzt, daß in Europa etwa die Hälfte dieser 
Stoffe durch den Menschen verursacht wird, und 
zwar zu gleichen Teilen durch die Verbrennungs-
vorgänge in festen Feuerungsanlagen und in Kraft-
fahrzeugen. Diese beiden Quellen haben wachsende 
Tendenz hinsichtlich der absoluten Menge, weshalb 
die vorgeschlagenen Maßnahmen hinsichtlich der 
Großfeuerungsanlagen dazu beitragen werden, 
diese Entwicklung zu ändern. 

Artikel 2 

Zur Anwendung der Richtlinie sind einige Begriffs-
bestimmungen erforderlich. Die Begriffsbestim-
mung für Luftverunreinigung ist die gleiche wie die 
des UNECE-Übereinkommens von Genf, das die 
weiträumige grenzüberschreitende Luftverunreini-
gung betrifft. Die Bestimmung des Begriffs „Betrei-
ber" beruht auf der ausschlaggebenden wirtschaftli-
chen Verfügungsmacht über die Anlage. Durch die 
Begriffsbestimmung des Brennstoffes und der 
Feuerungsanlage werden Anlagen zur Verbren-
nung von Hausmüll und sonstigen (industriellen) 
giftigen und/oder gefährlichen Abfällen ausgeklam-
mert, die wegen der besonders gefährlichen Sub-
stanzen, die sich in ihnen befinden können, noch 
strengeren Bestimmungen unterworfen sein müs-
sen. Auch der Fall einer Mischfeuerung, wo zwei 
oder mehrere Brennstoffe verfeuert werden, ist vor-
gesehen. 

Kriterium für die Begriffsbestimmung „Neuanlage" 
ist der Zeitpunkt der Erteilung der Baugenehmi-
gung beziehungsweise der Betriebserlaubnis. Jede 
vor diesem Zeitpunkt zugelassene Anlage gilt als 
Altanlage. 

Artikel 3 

Maßnahmen, die mittelfristig auf eine Verringe-
rung der Gesamtemissionen einiger Schadstoffe ab-
zielen, sind ohne Einbeziehung der Altanlagen 
nicht denkbar. 

Die Betriebspraxis der Großfeuerungsanlagen zeigt 
nämlich, daß diese eine ganz beachtliche technische 
Lebensdauer haben. So besteht bei der Einführung 
von Emissionsgrenzwerten nur für Neuanlagen die 
Gefahr, daß sieh mittelfristig an der Gesamtmenge 
der von diesen Emissionsquellen freigesetzten 
Schadstoffe nur wenig ändert, da die Emissionen 

der Neuanlage in vielen Fällen an die Stelle einer 
stärker verunreinigenden Altanlage treten. 

Nur durch geeignete Maßnahmen, bei denen auch 
die Altanlagen berücksichtigt sind, kann die Bilanz 
der Emissionen verbessert werden. 

Aus diesem Grunde werden die Mitgliedstaaten in 
Artikel 3 in die Pflicht genommen, bis Ende 1986 
Programme zur schrittweisen Verringerung der ge-
samten jährlichen Emissionsmengen aus Großfeue-
rungsanlagen aufzustellen. 

Die Programme sind so zu konzipieren, daß bis 
Ende 1995 wenigstens die allgemeinen Ziele einer 
Eindämmung der Schadstoffemissionen erreicht 
sind, die in Prozentsätzen festgelegt sind. 

Die Wahl der Mittel zur Erreichung der gesteckten 
Ziele ist den Mitgliedstaaten überlassen, damit die 
von ihnen praktizierten politischen und strategi-
schen Vorgehensweisen hierbei berücksichtigt wer-
den können. 

Hinreichende Anpassungsfähigkeit ist vorgesehen, 
damit die gewünschte Verringerung der Gesamt-
emissionsmenge zu möglichst geringen Kosten und 
auf eine Weise erreicht werden kann, die mit den 
gegebenen Umständen hinsichtlich der Verfügbar-
keit an umweltfreundlichen Brennstoffen und be-
triebssicheren und für die Betreiber wirtschaftlich 
durchführbaren Technologien vereinbar ist. 

Die Prozentsätze errechnen sich auf die gesamten 
Schadstoffemissionen im Bezugszeitraum, dem 
Jahre 1980. 

Die geforderte Verringerungsquote für die Schwe-
feldioxid- und die Stickoxidemissionen lassen sich 
durch die Schlußfolgerungen des Symposiums von 
Karlsruhe (September 1983) 1) sowie durch die 
Schlußfolgerungen der Ministerkonferenz von 
Stockholm (Juni 1982) 2) begründen, wo dargelegt 
wurde, daß das Gleichgewicht zwischen der Ge-
samtmenge saurer Niederschläge und der Neutrali-
sierungsfähigkeit unserer Böden mittelfristig nur 
durch eine Verringerung der Emissionen dieser 
Stoffe um 50 % wiederhergestellt werden kann. 

Daß zwischen den Schwefeldioxid- und Stickoxid-
emissionen und der Menge saurer Niederschläge 
ein lineares Verhältnis besteht, ist vor kurzem von 
der US-National Academy of Science nachgewiesen 
worden. 

Selbst wenn man einräumt, daß etwa 15 bis 25 % des 
sauren Regens im Wege einer weiträumigen grenz-
überschreitenden Verbreitung aus Drittländern 
stammt, steht es einwandfrei fest, daß die EWG in 
der Lage ist, die Gesamtmenge des sauren Nieder-
schlags auf ihrem Gebiet bestimmend zu beeinflus-
sen. Darüber hinaus ist sie neben ihren Mitglied-
staaten in dem UNECE-Übereinkommen von Genf 
über die weiträumige grenzüberschreitende Luft- 

1) „Saure Niederschläge — Eine Herausforderung für Eu-
ropa", Karlsruhe 1983. 

2) Ministerkonferenz über die Übersäuerung der Umwelt, 
Stockholm, 1982. 
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verunreinigung Verpflichtungen eingegangen, Maß-
nahmen und Strategien zu entwickeln, die auf die 
Verringerung der Emissionen und damit der trans-
portierten Schwefeldioxidmenge abzielen. 

Nur durch eine eigenständige fortschrittliche Poli-
tik auf diesem Gebiet wird die Gemeinschaft auf die 
übrigen Vertragspartner des Übereinkommens 
Druck ausüben können, damit diese ebenfalls tätig 
werden und auf diese Weise den insbesondere aus 
Osteuropa auf uns zukommenden sauren Regen re-
duzieren. 

Schließlich darf nicht vergessen werden, daß in der 
Bundesrepublik Deutschland vor kurzem gesetzlich 
verankerte Maßnahmen beschlossen wurden, die 
eine Erreichung derartiger Quoten für die Verringe-
rung der Verunreinigung bereits für das Jahr 1993 
erwarten lassen. 

Bei der Quote zur Verringerung der Staubverunrei-
nigung sind die Bemühungen der Mitgliedstaaten 
zur Eindämmung des Staubausstoßes bereits be-
rücksichtigt, aber es gilt, die Anstrengungen zur 
Vermeidung einer gesteigerten Ausbreitung von 
Schwermetallen in der Umwelt durch den wachsen-
den Einsatz fester Brennstoffe zu vertiefen. 

Artikel 4 

Über das System der vorherigen innerstaatlichen 
Genehmigung für neue Großfeuerungsanlagen wird 
die Einhaltung eines in Anhang I festgelegten Sat-
zes von Emissionsgrenzwerten als Teil des Pro-
gramms zur Auflage gemacht. 

Diese Grenzwerte wurden so gewählt, daß das Wett-
bewerbsverhältnis zwischen den einzelnen Brenn-
stoffen, insbesondere zwischen Kohle und Heizöl, 
nicht verändert wird. 

Sie orientieren sich in Abhängigkeit von der in Aus-
sicht genommenen Brennstoff- und Feuerungsart 
an der gegenwärtig auf dem Binnenmarkt und au-
ßerhalb der EWG verfügbaren besten Technik, die 
sich als zuverlässig erwiesen hat. 

Beim Schwefeldioxid und bei den Stickoxiden sind 
sie progressiv, damit der laufenden technologischen 
Entwicklung Rechnung getragen wird; die zweite 
Phase soll nach 1995 in Kraft treten. Es ist zu 
bemerken, daß es einige Anlagen gibt, in denen 
bereits heute die für nach 1995 geltenden Grenz-
werte für Schwefeldioxid und die Stickoxide einge-
halten werden, aber die Technik ist hier noch nicht 
hinreichend betriebssicher, und die Kosten sind 
noch recht hoch. 

Mit der Einführung einheitlicher Emissionsgrenz-
werte auf Gemeinschaftsebene werden die einzel-
staatlichen Rechtsvorschriften harmonisiert und 
neben einem Beitrag zum Umweltschutz eine 
Gleichheit der Wettbewerbsbedingungen bei den 
betroffenen Unternehmen erreicht. Die geplante 
Richtlinie wird sich somit unmittelbar auf das 
Funktionieren des Gemeinsamen Marktes auswir-
ken, wodurch ein Rückgriff auf Artikel 100 und — 

was den Umweltschutz anlangt — auf Artikel 235 
möglich ist. 

Ein Beispiel: Der ab 1. 1. 1985 gültige Grenzwert von 
400 mg/m 3  für Schwefeldioxid kann mit Hilfe einer 
Rauchgas-Entschwefelungsanlage mit einem Wir-
kungsgrad von rund 90 % erreicht werden, während 
es heute bereits Anlagen gibt, die mit einem garan-
tierten Wirkungsgrad von 95 % gefahren werden 
können. Der ab 31. 12. 1995 einzuhaltende Grenz-
wert für Schwefeldioxid soll 250 mg/m 3  sein, was 
bei einem Wirkungsgrad von 95 % erreicht werden 
kann. 

Damit die Anlagen, die eine Baugenehmigung und/ 
oder Betriebserlaubnis erhalten haben, später an 
den technologischen Fortschritt angepaßt werden 
können, ist eine solche Möglichkeit in der betreffen-
den Genehmigungsurkunde vorzusehen. 

Diese Anpassung ist in die Ermessensfreiheit der 
einzelstaatlichen Behörden gelegt, da sie über sämt-
liche Gegebenheiten des jeweiligen Falls am besten 
informiert sind. 

In diesem Geiste dürfen die einzelstaatlichen Be-
hörden die Einhaltung strengerer Emissionsgrenz-
werte verlangen, weitere Schadstoffe einbeziehen 
sowie zusätzliche Auflagen machen. 

Artikel 5 

Dieser Artikel enthält einige Sicherheitsklauseln 
für die Anlagen über das Jahr 1995 hinaus, die die 
Auflagen enthalten, entweder die Grenzwerte nach 
Anhang I einzuhalten oder zumindest die Schad-
stoffemissionen nach diesem Zeitpunkt nicht zu er-
höhen. 

Artikel 6 

Hierin werden die Mitgliedstaaten aufgefordert, die 
Einhaltung der Auflagen der Programme streng zu 
überwachen und erforderlichenfalls korrigierende 
Maßnahmen zu ergreifen. 

Artikel 7 

Dieser Artikel regelt die Fälle, in denen die Kom-
mission, nachdem sie sich mit den Mitgliedstaaten 
ins Benehmen gesetzt hat, einem Mitgliedstaat zeit-
lich begrenzte Abweichungen von einer oder meh-
reren Bestimmungen dieser Richtlinie gewähren 
kann, wenn dieser Mitgliedstaat einen entsprechen-
den begründeten Antrag stellt. 

Es sind insbesondere nachstehende zwei Umstände 
ins Auge gefaßt: 

— Die innerstaatliche Energieerzeugungsstruktur 
eines Mitgliedstaates beruht zu einem erhebli-
chen Teil auf Anlagen im Sinne der Richtlinie, 
die mit so schwefelhaltigen einheimischen 
Brennstoffen befeuert werden, daß die Bestim-
mungen dieser Richtlinie hinsichtlich der Emis- 
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sionsnormen nur zu unverhältnismäßig hohen 
Kosten eingehalten werden könnten. 

— Die gesamte Emissionsmenge des Mitgliedstaa-
tes ist in dem Bezugszeitraum im Verhältnis zu 
der der übrigen Mitgliedstaaten gering, weshalb 
ihm gestattet werden muß, die Auflagen hin-
sichtlich des Gesamt-Schadstoffausstoßes im 
Sinne des Artikels 3 abzuschwächen. 

Im ersten Fall sind die energiepolitischen Zielset-
zungen der Gemeinschaft zur Förderung der Nut-
zung einheimischer Energieträger, insbesondere 
der Braunkohle, berücksichtigt. Örtlich begrenzte 
Fälle, wo solche Brennstoffe verfeuert werden und 
ernste Probleme auftreten, können im Rahmen der 
einzelstaatlichen Programme zur Verringerung der 
Schadstoffemissionen behandelt werden. 

Im zweiten Fall wird der Anteil eines Mitgliedstaa-
tes an der Gesamtmenge der Schadstoffemissionen 
der übrigen Mitgliedstaaten in Betracht gezogen. 
Unter Berücksichtigung des geringen Anteils am 
Problem der Übersäuerung der Umwelt könnte eine 
zeitlich begrenzte Erleichterung der auf eine Ge-
samtreduktion der Emissionen abzielenden Aufla-
gen, beispielsweise durch Gewährung einer weite-
ren Frist, begründet sein. 

Artikel 8 

Mit diesem Artikel wird dem Betreiber von Anla-
gen, die mit einer Abgasreinigungsanlage ausge-
stattet sind, das Recht eingeräumt, unter bestimm-
ten Voraussetzungen den Betrieb bei Ausfall der 
Reinigungsanlage fortzusetzen. Der Betreiber muß 
den Ausfall unverzüglich der zuständigen Behörde 
melden, die beschließt, welche Maßnahmen zu tref-
fen sind. Es ist nicht zulässig, die Reinigungsanlage 
länger als einen Monat im Jahr stillzusetzen. 

Was die Kontrolle der Schwefeldioxidemissionen 
anlangt, so darf eine üblicherweise mit schwach 
schwefelhaltigem Brennstoff befeuerte Anlage eine 
bestimmte Zeit lang mit einem stärker schwefelhal-
tigen Brennstoff, d. h. also bei höheren Emissions-
werten als den zulässigen, befeuert werden, wenn 
eine ernste Verknappung des schwach schwefelhal-
tigen Brennstoffs eintritt. Hierzu ist die Genehmi-
gung der zuständigen Behörden einzuholen. Die 
Kommission ist über eine solche Verknappung zu 
unterrichten. 

Artikel 9 

Er betrifft die Verpflichtung, die Kommission mit 
einer Reihe detaillierter Informationen, insbeson-
dere über die Programme und ihre Anwendung, zu 
versorgen. 

Die Kommission wird zusammen mit den Mitglied-
staaten regelmäßig einen Vergleich der Programme 
durchführen, damit diese auf Gemeinschaftsebene 
harmonisiert werden können; dabei sollen die Fort-
schritte bei der Verwirklichung des umfassenden 

Ziels einer Verringerung der gesamten jährlichen 
Emissionsmenge besonders beachtet werden. 

Artikel 10 

Der Ausstoß der Abgase aus den Anlagen hat auf 
kontrollierte Weise über einen Schornstein zu erfol-
gen. Mit dieser Bestimmung wird der Betreiber ver-
pflichtet, die diffuse Verbreitung der Emissionen zu 
vermeiden, und die Anwendung der technischen 
Mittel zur Reinigung der Verbrennungsgase geför-
dert. Die zuständigen einzelstaatlichen Behörden 
haben dafür zu sorgen, daß Vorkehrungen für eine 
Begrenzung der Schornsteinhöhe getroffen werden. 
Mit dieser Vorschrift will man erreichen, daß die 
Bekämpfung der Luftverunreinigung auf die Besei-
tigung der Emissionen an der Quelle verlegt, aber 
nicht daß ihre Verbreitung auf andere, weniger ver-
unreinigte aber trotzdem durch Emissionen ande-
rer in Mitleidenschaft gezogene Gegenden möglich 
wird. 

Ausnahmeregelungen für die Beschränkung der 
Höhe können gewährt werden, wenn besondere to-
pographische Bedingungen eine Beeinträchtigung 
der öffentlichen Gesundheit im Falle eines Versa-
gens der Abgasreinigungsanlage befürchten las-
sen. 

Artikel 11 

Es werden die vereinheitlichten technischen Bedin-
gungen spezifiziert, auf die sich die Grenzwerte von 
Anhang I beziehen müssen, damit vermieden wird, 
daß diese Werte nicht einfach durch eine zusätzli-
che Verdünnung der abgeleiteten Gase eingehalten 
werden. 

Artikel 12 

Dieser Artikel bezieht sich allgemein auf die bei 
einer Erweiterung einer Anlage aufzuerlegenden 
Forderungen sowie auf den Fall des kombinierten 
Einsatzes mehrerer Brennstoffe. 

Artikel 13 

Den Mitgliedstaaten wird die Verpflichtung aufer-
legt, die Emissionen der Anlagen regelmäßig vom 
Betreiber messen zu lassen, um die Einhaltung der 
vorgeschriebenen Anforderungen zu überwachen. 
Die technischen Anforderungen im Hinblick auf die 
Auswahl und die Nutzung der Meßgeräte bzw. Meß-
verfahren — Einzelheiten siehe Anhang II — wer-
den sehr präzise angegeben. 

Artikel 14 

Der Betreiber der Feuerungsanlage muß die Behör-
den über die Meßergebnisse und über die durchge-
führten Gerätekontrollen unterrichten. 
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Artikel 15 

Die Auswertung der Ergebnisse der Messungen der 
Emissionen muß nach harmonisierten Regeln erfol-
gen, damit auf Gemeinschaftsebene eine einheitli-
che Beurteilung der Einhaltung der vorgeschriebe-
nen Grenzwerte gewährleistet ist. Die in der Richt-
linie vorgeschlagenen Kriterien lehnen sich an die 
deutsche Gesetzgebung an; mit diesen Kriterien 
wird dem Betreiber auferlegt, eine ausreichende Si-
cherheitsmarge zwischen der tatsächlichen Emis-
sion und dem vorgeschriebenen Grenzwert zu wah-
ren. 

Anhang I 

In diesem Anhang werden die Grenzemissions-
werte für SO 2, für Staub und NOx spezifiziert — die 
wichtigsten Punkte sind unter Artikel 4 erläutert. 

Anhang II 

In diesem Anhang werden die Modalitäten für die 
Emissionsmessung und ihre Auswertung spezifi-
ziert. 

Insbesondere muß die Messung der Emissionen von 
allen neuen Anlagen und für die bestehenden Anla-
gen, deren restliche Nutzungsdauer über 10 000 
Stunden beträgt, kontinuierlich durchgeführt wer-
den. In spezifischen Fällen können von den zustän-
digen Behörden diskontinuierliche Messungen von 
SO2  zugelassen werden. 

Weitere Vorschriften betreffen die Art, in der die 
jährlichen Gesamtemissionen ermittelt werden 
müssen — ein sehr wichtiger Faktor für die Festle-
gung und die Überwachung des allgemeinen Ziels 
ihrer Eindämmung. Die tatsächlichen jährlichen 
Emissionen müssen standardisiert werden, um den 
langfristigen Schwankungen der Durchschnittstem-
peraturen Rechnung zu tragen. 
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Bericht der Abgeordneten Schäfer (Offenburg) und Dr. Laufs 

I. Allgemeines 

Der Richtlinienentwurf wurde mit Sammelüber-
sicht in Drucksache 10/929 vom 26. Januar 1984 an 
den Innenausschuß federführend und an den Aus-
schuß für Wirtschaft zur Mitberatung überwiesen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat in seiner Stellung-
nahme vom 1. April 1984 von dem Richtlinienvor-
schlag Kenntnis genommen und empfohlen, die 
Bundesregierung zu bitten, bei den weiteren Ver-
handlungen möglichst auf Anforderungen zu drin-
gen, die denen der Großfeuerungsanlagenverord-
nung entsprechen. 

Der Innenausschuß hat die Vorlage in seinen Sit-
zungen am 19. September sowie am 19. und 24. Ok-
tober 1984 beraten und einstimmig die vorgelegte 
Beschlußempfehlung angenommen. 

II. Zum Richtlinienvorschlag 

Der Richtlinienvorschlag ergänzt die Richtlinie des 
Rates zur Bekämpfung der Luftverunreinigung 
durch Industrieanlagen, in der die grundsätzlichen 
Anforderungen an die Errichtung und den Betrieb 
von Industrieanlagen vorgeschrieben werden und 
die am 1. März 1984 vom Umweltministerrat der EG 
verabschiedet worden ist. Der Vorschlag sieht na-
mentlich Emissionsgrenzwerte für Schwefeldioxid, 
Stickoxide und Staub vor und soll für alle mit fossi-
len Brennstoffen befeuerten Anlagen ab einer Feu-
erungswärmeleistung von 50 Megawatt gelten. Für 
Schadstoffemissionen aus bestehenden Großfeu-
erungsanlagen (Altanlagen) wird eine Verminde-
rung der entsprechenden nationalen Gesamtemis-
sionsfrachten bis 1995 vorgeschlagen. 

In einer Stellungnahme vom 9. März 1984 hat die 
Bundesregierung den Richtlinienvorschlag begrüßt 
und darauf hingewiesen, daß dieser zahlreiche Ele-
mente der in der Bundesrepublik Deutschland gel-
tenden Emissionsvorschriften für Großfeuerungs-
anlagen enthalte. Sie hoffe und werde darauf hin-
wirken, daß durch EG-einheitliche Emissionsmin-
derungsmaßnahmen an der Quelle die grenzüber-
schreitende Luftbelastung mit Schadstoffen schnell 
und drastisch verringert und damit die vielfältigen 
akuten Umweltschädigungen, soweit sie auf Luft-
verunreinigungen zurückzuführen seien, einge-
dämmt würden. Sie erwarte von der Richtlinie auch 
eine Harmonisierung der Wettbewerbsbedingun-
gen. Sie empfehle, aus der Richtlinie die Zementfa-
briken, Ziegeleien und Erzröstanlagen herauszuhal-
ten, weil für diese Anlagen ihrer Natur nach andere 
Maßstäbe zur Emissionsbegrenzung gelten müßten. 
Einer wirksamen Altanlagen-Regelung messe sie 
große Bedeutung bei, weil die Feuerungsanlagen 
aufgrund ihrer relativ hohen spezifischen Emis

-

sionswerte in besonderem Maße an den Schadstof-
femissionen beteiligt seien. Sie spreche sich aber 
für eine Regelung aus, die den Stand der Technik 
zum Maßstab der Emissionsminderung mache. Sie 
bedauere es ferner, daß Schwefeldioxid-emissions-
mindernde Maßnahmen bei Neuanlagen nur von 
Feuerungsanlagen ab 300 Megawatt Wärmeleistung 
verlangt würden und daß die Schwefeldioxid-Emis-
sionsgrenzwerte nicht mit einem Schwefelemis-
sionsgrad gekoppelt seien. Dadurch entstehe die 
Gefahr, daß die schwefelarmen Brennstoffe, in 
Feuerungsanlagen mit Abgasentschwefelung einge-
setzt würden und für kleinere Feuerungsanlagen, 
bei denen abgasseitige Entschwefelungsmaßnah-
men nicht in Betracht kommen könnten, nicht ge-
nügend schwefelarme Brennstoffqualitäten zur 
Verfügung stehen würden. Sie werde sich deshalb 
für eine entsprechende Modifizierung der Richtli-
nie einsetzen. Bei den für das Jahr 1995 festgeleg-
ten Anforderungen zur Stickstoffoxid-Emissions-
begrenzung gehe sie davon aus, daß abgasseitige 
Emissionsminderungsmaßnahmen verlangt wür-
den. In Anbetracht der immer weiter um sich grei-
fenden Umweltschädigungen in der Vegetation, bei 
Gewässern sowie an Gebäuden und Kunstdenkmä-
lern komme es ihr auf eine schelle und überprüf-
bare Umsetzung des Inhalts des Richtlinienent-
wurfs an. 

Der Bundesrat hat in seiner Stellungnahme vom 
6. April 1984 ebenfalls die mit dem Richtlinienvor-
schlag verfolgten Ziele zur Verminderung der 
Schadstoffemissionen aus Großfeuerungsanlagen 
und die damit verbundene schrittweise Harmonisie-
rung der unterschiedlichen nationalen Regelungen 
innerhalb der europäischen Gemeinschaft über die 
Anforderungen an diese Anlagen begrüßt. In der 
Verfolgung dieser Ziele hat er einen weiteren wich-
tigen Beitrag zur Lösung der mit den weiträumigen 
grenzüberschreitenden Luftverunreinigungen ver-
bundenen Probleme und zur Verhinderung unter-
schiedlicher Wettbewerbsbedingungen, die sich 
nachteilig auf das Funktionieren des gemeinsamen 
Marktes auswirken würden, gesehen. Andererseits 
hat er jedoch hervorgehoben, daß nach seiner Auf-
fassung der Richtlinienvorschlag in einer Reihe von 
Punkten der Verbesserung bedürfe, wenn er der 
Forderung des Europäischen Rates auf seiner Ta-
gung am 17./19. Juni 1983 in Stuttgart nach energi-
schem und raschem Handeln gegen das Waldster-
ben gerecht werden solle. Das Karlsruher Sympo-
sium „Saurer Regen — Eine Herausforderung für 
Europa" unterstreiche in einhelligem Konsens die 
akute Bedrohung der natürlichen Umwelt und des 
gemeinsamen kulturellen Erbes. Vor diesem Hin-
tergrund reichten die vorgesehenen Maßnahmen — 
auch zusammen mit Maßnahmen in anderen 
Schadstoffemissionsbereichen — nicht aus, um die 
weitere Versauerung von Gewässern, die Belastung 
der Böden, das fortschreitende Waldsterben sowie 
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die Zerstörung von Bauten und Denkmälern wirk-
sam einzudämmen und um Gesundheitsbeeinträch-
tigungen durch Luftverschmutzung nachhaltig ent-
gegenzuwirken. Entscheidend für eine rasche und 
umfassende Minderung der Luftverunreinigungen 
seien Maßnahmen an den vorhandenen Anlagen. 
Die Bundesregierung werde deshalb gebeten, sich 
bei den weiteren Beratungen dafür einzusetzen, daß 
insbesondere bei den Altanlagen die vorhandenen 
Möglichkeiten zur Minderung der Schadstoffemis-
sionen kurzfristig ausgeschöpft würden durch ein-
heitliche Anforderungen zur Emissionsbegrenzung 
bei allen Großfeuerungsanlagen in der EG. Zur Aus-
gestaltung der einzelnen Artikel und des Anhangs 
des Richtlinienentwurfs hat der Bundesrat folgende 
Forderungen erhoben: 

— Bei der in Artikel 2 Nummer 3 enthaltenen Defi-
nition des Begriffs des Emissionsgrenzwertes 
sei unklar, ob auf die Massenkonzentration oder 
auf den Massenstrom abgestellt werden solle. 
Den in Anhang I genannten Grenzwerten sei je-
doch zu entnehmen, daß es sich dabei um Mas-
senkonzentrationswerte handele. Der Emis-
sionsgrenzwert solle deshalb als Massenkonzen-
tration der Schadstoffe im Abgas definiert wer-
den. 

— In Artikel 2 sollte der Begriff der Mehrstoffeue-
rung definiert werden. In Artikel 12 sollte eine 
Regelung über die Ermittlung der bei Mehrstoff-
feuerungen maßgeblichen Emissionsgrenzwerte 
getroffen werden. 

— Für Altanlagen seien in Artikel 3 Abs. 1 oder in 
einem besonderen Anhang bestimmte Emis-
sionsgrenzwerte vorzugeben, die unabhängig 
von den in den Mitgliedstaaten im Jahre 1980 
gemessenen Emissionen zu einer drastischen 
Verminderung des Schadstoffauswurfs der ein-
zelnen Anlagen führten. Die Durchführung von 
Verbesserungsmaßnahmen an Altanlagen sei 
wesentlich früher als zu dem in Artikel 3 Abs. 2 
angegebenen Termin (31. Dezember 1995), abzu-
schließen. 

— Die Sonderregelung für Anlagen mit einer ther-
mischen Nennleistung unter 100 Megawatt in 
Artikel 4 Abs. 1 Satz 2 sei zu streichen. Es sei 
nicht gerechtfertigt, erst ab 1990 die Errichtung 
von Neuanlagen mit einer thermischen Nennlei-
stung von 50 bis 100 Megawatt von der Einhal-
tung von Emissionsgrenzwerten abhängig zu 
machen. Der Vorbehalt strengerer nationaler 
Regelungen sollte sich auch auf frühere Ter-
mine und kürzere Fristen erstrecken. 

— In Artikel 5 sei in bezug auf Altanlagen, für die 
eine Restnutzung festgelegt werde, eine Rege-
lung aufzunehmen, die sicherstelle, daß diese 
Altanlagen nach einem bestimmten Zeitpunkt 
die für Neuanlagen geltenden Anforderungen 
einhielten. Die Umstellung von Altanlagen auf 
eine andere Betriebsweise oder auf eine andere 
Brennstoffart sollte ab sofort nur zugelassen 
werden, wenn die Emissionsgrenzwerte für Neu-
anlagen eingehalten würden. 

— In Artikel ? sollten im ersten Spiegelstrich die 
Ausnahmemöglichkeiten dahin gehend einge-
schränkt werden, daß die beste verfügbare Tech-
nik ausgeschöpft werde. Der zweite Spiegel-
strich sei zu streichen. Die vorgesehene Rege-
lung gefährde das mit der Richtlinie verfolgte 
Ziel der Harmonisierung. Eine Kompensation 
der jeweiligen nationalen Emissionsmenge mit 
der Emissionsmenge anderer Mitgliedstaaten 
sei auch aus Gründen der Luftreinhaltung abzu-
lehnen. Im übrigen seien die Voraussetzungen, 
unter denen derartige Kompensationen ermög-
licht werden sollen, zu unbestimmt. 

— In bezug auf Artikel 8 sollte erreicht werden, daß 
die zulässigen Ausfallzeiten verkürzt würden. 

— In Artikel 10 Abs. 2 sollten Ausnahmen von der 
Schornsteinhöhenbegrenzung nicht zugelassen 
werden in den Fällen einer Betriebsstörung der 
Abgasreinigungsanlage oder einer Verknappung' 
der schwefelarmen Brennstoffe. Kurzfristig sei 
ein solche Erhöhung bautechnisch nicht durch-
führbar. Falls aber die Erhöhung vorsorglich für 
die genannten Fälle zugelassen werden könnte, 
wäre der Umgehung der Vorschrift Tür und Tor 
geöffnet und die Ausnahme würde zur Regel. 

— Die Termine für die Programmaufstellung in Ar-
tikel 3 für die Anwendung von Emissionsgrenz-
werten bei Neuanlagen in Artikel 4 und für die 
Umsetzung der Richtlinie in nationales Recht in 
Artikel 16 sollten besser aufeinander abge-
stimmt werden. Dabei sollte angestrebt werden, 
daß die Vorschriften zur Verminderung der 
Schadstoffemissionen möglichst schnell wirk-
sam würden. 

— In Anhang I sei neben den Emissionsgrenzwer-
ten für Schwefeldioxid ein Höchstemissionsgrad 
festzulegen. Auch bei Anlagen mit einer Feu-
erungswärmeleistung zwischen 100 und 300 Me-
gawatt seien Emissionsbegrenzungen vorzuse-
hen, deren Einhaltung eine Teilentschwefelung 
der Abgase erfordere. Ohne Festsetzung von 
Emissionsgraden wäre zu befürchten, daß bei 
Großanlagen unter 300 Megawatt auf den Ein-
bau von Abgasreinigungsanlagen verzichtet und 
die Einhaltung der Massenkonzentrationswerte 
allein durch Einsatz schwefelarmer Brennstoffe 
zu erreichen versucht werde mit der Folge, daß 
für Kleinanlagen nicht mehr genügend schwe-
felarme Brennstoffe zur Verfügung stünden. Die 
Emissionsgrenzwerte für Stickstoffoxide seien 
entsprechend den technischen Möglichkeiten 
zur Denitrifizierung der Abgase deutlich zu sen-
ken; zur Zeit seien bei Großfeuerungsanlagen 
mit trockenem Ascheabzug 200 Milligramm je 
Kubikmeter Abgas möglich. Die zweite Stufe der 
Emissionsbegrenzung sollte wesentlich früher 
als am 1. Januar 1996 beginnen. 

— Im übrigen sollte geprüft werden, ob 

vom Geltungsbereich der Richtlinie Anlagen, die 
gasförmige Brennstoffe verwendeten, mit einer 
thermischen Nennleistung bis 100 Megawatt 
auszunehmen seien; 
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die Grenzwertregelung in bezug auf den Sauer-
stoffgehalt in Artikel 11 Nr. 2 des Richtlinienvor-
schlags zu differenzieren sei und 

für Mischfeuerungsanlagen in Artikel 12 Nr. 2 
eine Sonderregelung für Raffinerien angebracht 
sei. 

III. Zu den Beratungen im Innenausschuß 

Im Rahmen der Ausschußberatungen hat die Bun-
desregierung in bezug auf den bisherigen Bera-
tungsverlauf auf EG-Ebene darauf hingewiesen, 
daß der Richtlinienentwurf auf geteiltes Wohlwol-
len bei den Mitgliedsländern gestoßen sei. Es gebe 
generelle Vorbehalte dagegen bei Großbritannien, 
Italien, Irland und Griechenland. Weitgehende 
Übereinstimmung bestehe im Grundsatz darüber, 
daß für Neuanlagen entsprechende Emissions-
beschränkungen akzeptiert werden sollen. Darüber 
hinaus seien aus den Mitgliedsländern auch bereits 
Zustimmungen für eine generelle Reduzierung der 
Emissionen, d. h. auch eine Einbeziehung der Altan-
lagen signalisiert worden. Hinsichtlich der Altanla-
gen gebe es zwei Lösungsmöglichkeiten. Zum einen 
könnten Regelungen entsprechend der Großfeue-
rungsanlagenverordnung verabschiedet werden. 
Dieser Weg werde von anderen Mitgliedsländern 
mitgetragen. Der zweite Weg wäre, vorzugeben, daß 
die jeweiligen nationalen Emissionen um be-
stimmte prozentuale Anteile abzusenken seien, wo-
bei es den jeweiligen Regierungen überlassen blie-
be, wie dieses Ziel erreicht würde. Insoweit gebe es 
noch starke Kontroversen namentlich mit Frank-
reich und Italien, weil diese die Emissionsreduzie-
rungen durch Umstellung auf andere Energieerzeu-
ger erreichen wollten. Hinsichtlich der Forderung, 
emissionsmindernde Maßnahmen nicht nur für 
Feuerungsanlagen ab 300 Megawatt Wärmeleistung 
zu verlangen, sei man sich auf EG-Ebene einig, daß 
die vorgesehenen Maßnahmen auch für Anlagen ab 
50 oder 100 Megawatt — eine Einigung über eine 
der beiden Größenordnungen sei noch nicht gefällt 
— gelten sollten. Daß die Schwefeldioxid-Emis-
sionsgrenzwerte mit einem Schwefel-Emissions-
grad gekoppelt werden sollten, sei von der Bundes-
regierung im Rahmen der bisherigen Verhandlun-
gen bereits gefordert worden. Ob dies durchsetzbar 
sei, könne derzeit noch nicht gesagt werden. Davon 
abzuraten sei, zu fordern, daß nach der Verabschie-
dung der Novelle des Teils III der Technischen An-
leitung zur Reinhaltung der Luft die darin vorgese-
henen Emissionsgrenzwerte für alle übrigen Schad-
stoffemittenten im Rahmen des vorliegenden Richt-
linienvorschlags realisiert werden sollten. Im Hin-
blick auf den bereits jetzt bestehenden Widerstand 
anderer Mitgliedsländer gegen Regelungen des vor-
liegenden Entwurfs sei es nicht ratsam, noch mehr 
Widerstand durch noch weitergehendere Forderun-
gen zu wecken. In bezug auf die Frage, ob der Richt-
linienvorschlag neben den Großfeuerungsanlagen 
zumindest auch die Zementfabriken, Ziegeleien und 
Erzröstanlagen einbeziehen solle, sei hervorzuhe-
ben, daß die Bundesregierung sich im Rahmen der 
Verhandlungen auf EG-Ebene nicht dagegen ge-
sperrt habe, eine generelle Regelung zur Emissions-

begrenzung in bezug auf diese Anlagen herbeizu-
führen. Sie vertrete die Auffassung, daß diese Anla-
gen aus systematischen und sachlichen Gründen 
nicht von einer Richtlinie für Großfeuerungsanla-
gen erfaßt werden sollten. In der Großfeuerungsan-
lagenverordnung, an der sich der Richtlinienent-
wurf orientiere, seien nur die Großfeuerungsanla-
gen berücksichtigt und alle anderen Schadstoff-
emittenten nicht aufgenommen. Großfeuerungsan-
lagen seien Anlagen zur Energieumwandlung, in 
denen der Heizwert des Brennstoffes in Wärme um-
gewandelt und diese Wärme in Form von Dampf 
oder heißer Luft zum Antrieb von Generatoren oder 
zur Abwicklung chemischer Prozesse genutzt wer-
de, wobei das Abgas keine Berührung mit den Gü-
tern habe, die umgewandelt werden sollten. Von da-
her hingen die Abgase bei Feuerungsanlagen im 
Verhältnis zu anderen Anlagen nur von der Zusam-
mensetzung des verwendeten Brennstoffs und der 
verwendeten Feuerungstechnik ab. Wenn die Ab-
gase mit anderen Gütern reagierten, wie dies etwa 
bei Zementwerken oder bei Erzröstanlagen der Fall 
sei, entstehe eine völlig andere Zusammensetzung 
der Abgase. Die technische Behandlung dieser Ab-
gase müsse auf andere Weise erfolgen, wie die Be-
handlung der Abgase bei Großfeuerungsanlagen 
und es müßten etwa für Zementwerke völlig andere 
Grenzwerte vorgeschrieben werden, wie für Feue-
rungsanlagen, so daß beide Anlagenarten von den 
zu treffenden Regelungen her nicht zusammenpaß-
ten. Bei Ziegeleien müßte andererseits der Fluorge-
halt geregelt werden. Fluor stehe jedoch in der ge-
samten übrigen Richtlinie nicht zur Regelung an. 
Von daher paßten die in Frage stehenden Anlagen 
von der Emissionsbegrenzungssystematik her nicht 
in die vorliegende Richtlinie. Die Bundesregierung 
spreche sich allerdings dafür aus, daß eine EG-
weite Regelung auch für diese Anlagen — grund-
sätzlich allerdings außerhalb des vorliegenden 
Richtlinienvorschlags — getroffen werde. Wolle 
man so schnell wie möglich eine Emissionsbegren-
zung für Schwefeldioxid, Stickoxide und Staub auf 
EG-Ebene für Großfeuerungsanlagen, die in bezug 
auf diese Schadstoffe die größten industriellen Ver-
schmutzer seien, erreichen, dann müsse der Richtli-
nienvorschlag von möglichst viel Ballast befreit 
werden, der im Rahmen der Beratungen zu Verzö-
gerungen führen könne. Da im Rahmen der Ver-
handlungen bereits enorme Schwierigkeiten be-
stünden, allein die Regelungen für Großfeuerungs-
anlagen zur Verabschiedung zu führen, sei bereits 
jetzt abzusehen, daß eine Einbeziehung der in 
Frage stehenden übrigen Anlagen in den Richtli-
nienvorschlag zur Verzögerung einer Regelung für 
die Hauptemittenten der in Frage stehenden Schad-
stoffe führen werde. Falls jedoch der Vorschlag, für 
diese Bereiche eine Regelung außerhalb des vorlie-
genden Richtlinienentwurfes auf EG-Ebene zu tref-
fen, nicht akzeptiert würde, würde die Bundesregie-
rung allerdings vorschlagen, diese und auch alle üb-
rigen Schadstoffemittenten im vorliegenden Richt-
linienentwurf zu berücksichtigen. Entscheidend sei 
für die Bundesregierung nicht die Frage der Syste-
matik, sondern vor allem die Gefahr einer Verzöge-
rung der Verabschiedung der Regelungen für die 
Großfeuerungsanlagen. Von daher sei zu berück- 
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sichtigen, daß der Vorschlag einer Einbeziehung 
der in Frage stehenden Anlagen gerade von einem 
Mitgliedsland abgegeben worden sei, das einen ge-
nerellen Vorbehalt gegenüber der Richtlinie habe 
und daß es gleichzeitig Widerstände gegen die Ein-
beziehung dieser Anlagen von anderen Mitglieds-
ländern gebe. Von daher sei nicht auszuschließen, 
daß die Einbeziehung dieser Anlagen vorgeschla-
gen worden sei, um die weiteren Beratungen des 
gesamten Richtlinienentwurfs zu verzögern. Des-
wegen müsse die Frage, ob sich die Bundesregie-
rung für eine Einbeziehung dieser Anlagen in den 
vorliegenden Richtlinienentwurf aussprechen solle 
oder nicht, den weiteren Verhandlungen überlassen 
bleiben. Wenn es möglich sei, ohne Präjudiz auf 
später angestrebte weitergehende Regelungen in 
bezug auf weitere Schadstoffemittenten und ohne 
Verzögerungen für die Verabschiedung des Richtli-
nienentwurfs im übrigen, d. h. der Verabschiedung 
einer Richtlinie zur Reduzierung der Schadstoff-
emissionen aus Feuerungsanlagen, auch Regelun-
gen für Zementfabriken, Ziegeleien und Erzröstan-
lagen zu treffen, werde die Bundesregierung versu-
chen, dies zu realisieren. Wenn allerdings insbeson-
dere die Gefahr einer Verzögerung der Verabschie-
dung des Richtlinienentwurfs im übrigen bestehe, 
sollte im Rahmen der Verhandlungen davon Ab-
stand genommen werden, diese in den Richtlinien-
entwurf einzubeziehen. Insgesamt gehe die Bundes-
regierung davon aus, daß noch langdauernde Bera-
tungen notwendig seien, um im Detail Übereinstim-
mung zu erzielen. 

Im Rahmen der Beratungen hat der Innenausschuß 
die Kritik des Bundesrates an dem Richtlinienent-
wurf unterstrichen und hervorgehoben, daß die vor-
geschlagenen Regelungen weder vom Umfang noch 
von den zeitlichen Vorgaben her als ausreichend 
angesehen werden können. Im Hinblick auf die von 
ihm vorgelegte Beschlußempfehlung hat der Aus-
schuß besondere Bedeutung der Realisierung der 
Forderung unter Nummer 2 der Beschlußempfeh-
lung beigemessen. Das heißt es soll einerseits er-
reicht werden, daß die in der Bundesrepublik 
Deutschland geltenden Grenzwerte zur Reduzie-
rung von Schadstoffemissionen an der Quelle im, 
Richtlinienvorschlag übernommen werden. Ande-
rerseits wurde darauf hingewiesen, daß der Richtli-
nienvorschlag in Anhang I auch Grenzwerte ent-
hält, die über die derzeit geltenden Grenzwerte der 
Großfeuerungsanlagenverordnung hinaus schär-

fere Werte enthalten. So soll etwa für Schwefeldi-
oxid bei festen Brennstoffen nach dem 31. Dezem-
ber 1995 ein Grenzwert von in der Regel höchstens 
250 Milligramm pro Kubikmeter festgeschrieben 
werden, während in der Bundesrepublik Deutsch-
land derzeit ein Wert von 400 Milligramm pro Ku-
bikmeter in der Großfeuerungsanlagenverordnung 
gilt, der im Richtlinienentwurf für den Zeitraum 
vom 1. Januar 1985 bis zum 31. Dezember 1995 gel-
ten soll. Darüber hinaus sieht der Richtlinienvor-
schlag für feste Brennstoffe in bezug auf Stickoxide 
nach dem 31. Dezember 1995 einen Grenzwert von 
im Regelfall höchstens 400 Milligramm pro Kubik-
meter vor, während der in der Großfeuerungsanla-
genverordnung festgelegte Grenzwert 800 Milli-
gramm pro Kubikmeter beträgt, der im Richtlinien-
entwurf für den Zeitraum vom 1. Januar 1985 bis 
zum 31. Dezember 1995 gelten soll. Dabei ist aller-
dings zu berücksichtigen, daß die Großfeuerungsan-
lagenverordnung eine Dynamisierungsklausel vor-
sieht, die im Laufe der nächsten Jahre eine Ver-
schärfung erwarten läßt. Ferner sieht der Richtli-
nienvorschlag für feste Brennstoffe bei Kohlestaub-
feuerungen mit flüssigem Ascheabzug in bezug auf 
Stickoxide einen Grenzwert von 1 300 Milligramm 
pro Kubikmeter vor, während die Großfeuerungs-
anlagenverordnung insoweit einen Grenzwert von 
1 800 Milligramm pro Kubikmeter enthält. Soweit 
der Richtlinienvorschlag daher strengere als die 
derzeit in der Bundesrepublik Deutschland gelten-
den Grenzwerte vorsieht, hat es der Ausschuß für 
erforderlich gehalten, die Bundesregierung zu bit-
ten, sich im Rahmen der Verhandlungen für deren 
Beibehaltung in der Richtlinie einzusetzen. 

Der Ausschuß hat es ferner als notwendig angese-
hen, daß Regelungen zur Emissionsbegrenzung von 
Schadstoffen aus Zementfabriken, Ziegeleien und 
Erzröstanlagen getroffen werden. Er hat außerdem 
die Auffassung vertreten, daß nach Verabschiedung 
des Teils III der Technischen Anleitung zur Rein-
haltung der Luft Anstrengungen unternommen 
werden, daß die darin dann vorgesehenen Emis-
sionsbegrenzungen für alle übrigen Schadstoffemit-
tenten ebenfalls auf europäischer Ebene vorgege-
ben werden. Hinsichtlich der unter Nummer 6 der 
Beschlußempfehlung unterstützten Forderungen 
des Bundesrates zur Ausgestaltung der einzelnen 
Vorschriften und des Anhangs des Richtlinienent-
wurfs, wird auf die obige Auflistung der Vorschläge 
des Bundesrates verwiesen. 

Bonn, den 24. Oktober 1985 

Schäfer (Offenburg) 

Berichterstatter 

Dr. Laufs 


